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Sehr geehrte Versicherungsnehmerin, 
sehr geehrter Versicherungsnehmer,

nachfolgend erhalten Sie alle notwendigen Informationen 
und Vertragsunterlagen zu dem von Ihnen gewünschten 
Versicherungsschutz. 

Die Basis unseres gegenseitigen Vertrages bilden die Ver-
sicherungsbedingungen sowie die gesetzlichen Bestim-
mungen. Der konkret zwischen Ihnen und uns vereinbarte 
Versicherungsschutz ergibt sich aus dem Antrag, dem Ver-
sicherungsschein und seinen Nachträgen. 

Zugunsten der Übersichtlichkeit der Versicherungsbedin-
gungen verzichten wir auf die Nennung verschiedener 

Geschlechtsformen. Soweit wir in den Versicherungsunterla-
gen die männliche Form der Bezeichnung (z. B. Versicherungs-
nehmer, Ehegatte) verwenden, sind dabei auch immer die 
anderen Geschlechtsformen gemeint. Somit sind personen-
bezogene Formulierungen geschlechtsneutral zu verstehen.
 
Bei allen Fragen zum Produkt steht Ihnen auch Ihr Vermittler 
gerne zur Verfügung.

Ihre
ConceptIF PRO & BIZ Underwriting GmbH
(Assekuradeur)

Vertragsinformationen 
und Versicherungsbedingungen

für Ihre -Versicherung der ConceptIF PRO & BIZ Underwriting GmbH



Produkt: Private Haftpflichtversicherung CIF4ALL 

Privathaftpflichtversicherung 
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten 
Unternehmen: ConceptIF PRO & BIZ Underwriting GmbH 
Deutschland 
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Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen 
Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie 
umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch. 

Um welche Art von Versicherung handelt es sich? 

Wir bieten Ihnen eine Privathaftpflichtversicherung an. Diese schützt Sie gegen finanzielle Risiken, die im Zusammenhang mit Schadenersatzfor-
derungen Dritter aus Schäden stehen, für die Sie verantwortlich sind. 

Was ist versichert? 

P Die Privathaftpflichtversicherung versichert Sie gegen 
Schäden aus den Gefahren des täglichen Lebens, für 
die Sie verantwortlich sind und anderen daher Ersatz 
leisten müssen. In diesem  Zusammenhang regulieren 
wir nicht nur den Schaden, sondern prüfen auch, ob 
und in welcher Höhe eine Verpflichtung zum Scha-
densersatz besteht, wehren unbegründete Schadens-
ersatzansprüche ab und bieten damit auch Rechts-
schutz bei unberechtigten Haftungsansprüchen. 

P Die Privathaftpflichtversicherung umfasst die wesentli-
chen Bereiche Ihres Privatlebens. So deckt sie bei-
spielsweise Ihre Haftungsrisiken 
P im Straßenverkehr außerhalb des Kfz, 
P im Sport einschließlich der Schäden durch kleine 

Wasserfahrzeuge, wie Ruderboote, Kanus, Pad-
delboote, 

P durch kleine zahme Haustiere, soweit sie nicht 
durch eine Tierhalterhaftpflicht gesondert zu versi-
chern sind, 

P bei Schäden, die von der Wohnung oder dem 
Haus ausgehen, in dem Sie wohnen – egal, ob Sie 
Mieter oder Eigentümer sind, 

P bei Schäden aus Bautätigkeit bei kleineren Bau-
vorhaben an Ihrer selbstgenutzten Immobilie, 

P bei Verlust fremder Schlüssel 
P Die Höhe der vereinbarten Versicherungssummen 

können Sie Ihrem Antrag oder auch Ihrem Versiche-
rungsschein entnehmen. 

Was ist nicht versichert? 

O Bestimmte Risiken sind jedoch nicht versichert. Hierfür 
benötigen Sie eine separate Absicherung. 
Dazu gehören z.B.: 
O die berufliche Tätigkeit oder die verantwortungs-

volle Betätigung in einer Vereinigung, 
O das Halten und Führen von versicherungspflichti-

gen Kraft-, Luftfahrzeugen oder Kraftfahrzeugan-
hängern 

O das Halten von Hunden und Pferden. 

Gibt es Deckungseinschränkungen? 

! Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der Versiche-
rungsschutz eingeschränkt sein kann:
! Wir leisten für Schäden nur bis zu den vereinbar-

ten Versicherungssummen.
! Eine vereinbarte Selbstbeteiligung ist bei jedem

Versicherungsfall zu berücksichtigen.
! In jedem Fall vom Versicherungsschutz ausgeschlos-

sen sind gesetzliche Ansprüche
! wegen vorsätzlicher Handlungen,
! gegenüber Angehörigen bzw. Mitversicherten.

Wo bin ich versichert? 
P Die Privathaftpflichtversicherung gilt weltweit. Wer im Urlaub, im Ferienhaus oder während eines vorübergehenden Auslands-

aufenthalts einen Haftpflichtschaden verursacht, ist geschützt. Bei längerer Abwesenheit müssen gegebenenfalls besondere 
Vereinbarungen mit dem Haftpflichtversicherer getroffen werden. 
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Welche Verpflichtungen habe ich? 
- Damit wir Ihren Antrag ordnungsgemäß prüfen können, müssen Sie die im Antragsformular enthaltenen Fragen unbedingt

wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Beachten Sie die benannten Verpflichtungen mit Sorgfalt. Ihre Nichtbe-
achtung kann schwerwiegende Konsequenzen für Sie haben. Je nach Art der Pflichtverletzung können Sie Ihren Versi-
cherungsschutz ganz oder teilweise verlieren. Unter Umständen können wir uns auch vorzeitig vom Vertrag lösen.

- Teilen Sie uns mit, ob und in welcher Form sich das versicherte Risiko verändert hat.. So kann der Versicherungsschutz
den zwischenzeitlichen Veränderungen angepasst werden. Eine Aufforderung dazu kann auch durch einen Hinweis auf
der Beitragsrechnung erfolgen.

- Es ist möglich, dass Sie während des Vertrages zur Beseitigung besonderer gefahrdrohender Umstände von uns aufge-
fordert werden, soweit Ihnen eine vorsorgliche Schadensvermeidung zumutbar ist.

- Vor allem muss uns jeder Versicherungsfall unverzüglich angezeigt werden, auch wenn gegen Sie noch keine Schadens-
ersatzansprüche geltend gemacht worden sind.

- Darüber hinaus sind Sie beispielsweise verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern und
uns durch wahrheitsgemäße Schadensberichte bei der Schadensermittlung und -regulierung zu unterstützen. Dies um-
fasst auch die Übermittlung angeforderter Schriftstücke sowie die umgehende Mitteilung aller gerichtlichen oder behörd-
lichen Verfahren, die im Zusammenhang mit dem Schaden gegen Sie erhoben werden (z. B. Mahnverfahren, staatsan-
waltliches Verfahren, Klage und Anklage, Streitverkündung), gegen die Sie auch ohne besondere Aufforderung fristge-
recht Rechtsmittel einlegen sollen. Der Prozess wird dann durch uns als Ihr Vertreter geführt und die Kosten übernommen,
wobei Sie dem durch den Versicherer eingeschalteten Anwalt alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten
Unterlagen zur Verfügung stellen.

- Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen.

Wann und wie zahle ich? 
Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die weite-
ren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung kann das monatlich, vierteljährlich, 
halbjährlich oder jährlich sein. Sie können uns die Beiträge überweisen oder uns ermächtigen, die Beiträge von Ihrem Konto 
einzuziehen. 

Wann beginnt und endet Ihr Versicherungsschutz?  
Der Versicherungsschutz beginnt zum im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn die Zahlung des Beitrags recht-
zeitig und vollständig erfolgt. 
Hat der Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlängert er sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr (Ver-
längerungsjahr), außer Sie oder wir kündigen den Vertag. 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 
Sie können den Vertrag ebenso wie wir zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes Verlän-
gerungsjahres kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit geschehen). 
Ebenfalls können Sie und wir nach dem Eintritt eines ersatzpflichtigen Schadenfalles den Versicherungsvertrag kündigen. 

Produkt: Private Haftpflichtversicherung CIF4ALL 

Privathaftpflichtversicherung 
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Unternehmen: ConceptIF PRO & BIZ Underwriting GmbH 
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Nachfolgend wollen wir Ihnen wesentliche Informationen zum Vertragsverhältnis geben, die für alle bei uns 
abgeschlossenen Verträge von Bedeutung sind. Da es sich um einen Überblick handelt, sind die Regelungen 
nicht abschließend. Bitte beachten Sie daher auch die benannten Verweise.    

Identität und ladungsfähige Anschrift des Versicherers
Allianz Versicherungs-Aktiengesellschaft
Königinstraße 28, 80802 München
Handelsregister: Registergericht München HRB 75727
Rechtsform: Aktiengesellschaft
Sitz: München
Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Klaus-Peter Röhler
Vorstand: Frank Sommerfeld (Vorsitzender)
Dr. Lucie Bakker, Laura Gersch, Dr. Jan Malmendier, Dr. Dirk 
Steingröver, Dr. Rolf Wiswesser, Ulrike Zeiler

Vertreten durch 
ConceptIF PRO & BIZ Underwriting GmbH, in Vollmacht für den 
Versicherer (nachfolgende Abkürzung „ConceptIF PRO & BIZ“)
Barmbeker Str. 6a, 22303 Hamburg, 
Geschäftsführer: Andreas Hackbarth, Wolfgang Pranghe, 
Andreas Szwalkiewicz
Handelsregister Hamburg: HR B 130095
Tel.: 040 - 69 63 55 - 440, Fax: - 109, pro@conceptif.de 

Hauptgeschäftstätigkeit
Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im 
Abschluss und in der Verwaltung von Versicherungen.

Aufsichtsbehörde
Zuständige Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (BAFin) - Sektor Versicherungs-
aufsicht, Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn

Merkmale der Versicherungsleistung
Für Ihren Vertrag gelten das Informationsblatt zu Versiche-
rungsprodukten, die Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen, Besonderen Bedingungen und weiteren Vereinbarun-
gen/Klauseln sowie ggf. die Satzung und das Merkblatt zur 
Datenverarbeitung. Prüfen Sie, ob Sie diese Unterlagen 
vollständig erhalten haben und ob Sie rechtzeitig von die-
sen Kenntnis nehmen konnten. Die Versicherungsleistung 
ergibt sich aus dem Versicherungsschein und den weiteren 
Vertragsbestimmungen.

Gesamtpreis der Versicherung
Den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steu-
ern und sonstigen Preisbestandteile entnehmen Sie bitte 
dem Informationsblatt zu Versicherungsprodukten und 
unserem Antrag sowie später dem Versicherungsschein.

Zusätzlich anfallende Kosten
Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages werden 

nicht erhoben. Erhoben werden lediglich Kosten für Mahnungen 
sowie für Kosten bei Nichteinlösung im Lastschriftverfahren.

Prämie
Der im Versicherungsschein ausgewiesene erste Beitrag ist 
unverzüglich nach Ablauf der Widerrufsfrist zu zahlen. Bei 
Lastschrifteinzug ziehen wir den Betrag erst nach dieser 
Frist ein. Bitte denken Sie an die rechtzeitige Beitragszah-
lung, weil der Versicherer im Falle eines Zahlungsverzuges 
nach § 37 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) zum Rücktritt 
berechtigt und im Versicherungsfall leistungsfrei sein kann. 
Wegen der weiteren Einzelheiten zur Prämienzahlung lesen 
Sie bitte die Regelung im Gesetz und in den Vertragsbedin-
gungen. Die Lastschriftermächtigung wird mit Antragsun-
terzeichnung erklärt, wenn dort die Kontodaten vollständig 
eingetragen sind. Abweichende Erklärungen sind in einer 
gesonderten Lastschriftermächtigung vorzunehmen.

Gültigkeitsdauer von Angeboten
Soweit im Angebot oder den Vertragsbestimmungen nichts 
Abweichendes geregelt ist, halten wir uns für höchstens 
einen Monat an ein Angebot gebunden.

Risikohinweise für Finanzdienstleistungen
Bitte beachten Sie bei Produkten mit Finanzdienstleistun-
gen, dass diese wegen der speziellen Risikogestaltung 
marktüblichen Schwankungen unterliegen, auf die der Ver-
sicherer keinen Einfluss hat. In der Vergangenheit erwirt-
schaftete Beträge sind daher kein Indikator für künftige 
Erträge. Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem Informa-
tionsblatt zu Versicherungsprodukten.

Zustandekommen des Vertrages
Der Versicherungsvertrag kommt durch Übersendung 
eines Versicherungsscheines mit dem Inhalt des Versiche-
rungsscheines nach schriftlicher Antragstellung (Antrags-
modell) zustande. Die Vertragsinformationen nach § 7 VVG 
müssen jeweils rechtzeitig vor Vertragserklärung vorliegen, 
falls darauf nicht ausdrücklich verzichtet wurde.
Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des 
Versicherungsscheins (rechtzeitiger Zahlung des ersten Bei-
trags nach Ziff. 9), jedoch nicht vor dem darin benannten 
Vertragsbeginn. Wird der erste Beitrag erst nach diesem 
Zeitpunkt eingefordert, dann aber unverzüglich gezahlt, 
so beginnt der Versicherungsschutz zu dem benannten 
Vertragsbeginn. Sollte aufgrund einer Gesetzesänderung 
oder Änderung der Rechtsprechung eine Anpassung der 
Vertragsbedingungen erforderlich werden, wird diese wirk-
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sam, wenn Sie den Vertrag nach Zugang des begründeten 
Änderungsvorschlages des Versicherers durch Prämienfort-
zahlung oder durch die widerspruchslose Hinnahme der 
Belastung Ihres Kontos durch Lastschrift auf Grund einer 
Einzugsermächtigung einverständlich fortsetzen. Vorausset-
zung ist, dass die Änderung für Sie zumutbar ist, Sie auf die 
Rechtswirkung ausdrücklich vorher hingewiesen und Ihnen 
das Recht zum Widerspruch eingeräumt wurden.

WIDERRUFSBELEHRUNG

Widerrufsrecht:
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Ta-
gen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, 
Fax, E-Mail) widerrufen. Diese Frist beginnt, nachdem Sie 
den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen 
einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen, die weiteren Informationen gemäß § 7 Abs. 1 und 
2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit 
den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung 
und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an 
die ConceptIF PRO & BIZ.

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versi-
cherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die 
Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der 
Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Ver-
sicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist 
beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum 
Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall 
einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag 
in Höhe von 1/360 der Jahresprämie multipliziert mit 
der Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz 
bestanden hat. Die Erstattung zurückzuzahlender Bei-
träge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zu-
gang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz 
nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksa-
me Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen 
zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zin-
sen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren 
ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von 
uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht 
ausgeübt haben.
Ende der Widerrufsbelehrung

Laufzeit
Die Laufzeit des Vertrages ergibt sich aus dem Informations-

blatt zu Versicherungsprodukten, dem Antrag bzw. dem Ver-
sicherungsschein.

Vertragsbeendigung
Der Vertrag ist zunächst für die dokumentierte Zeit abge-
schlossen. Das Versicherungsverhältnis verlängert sich still-
schweigend von Jahr zu Jahr, wenn nicht drei Monate vor 
dem jeweiligen Ablauf der anderen Partei eine Kündigung in 
Textform zugegangen ist. Bei einer Vertragsdauer von mehr 
als drei Jahren kann zum Ende des dritten oder jedes darauf 
folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mo-
naten gekündigt werden. Abweichende Regelungen können 
sich aus den Vertragsbedingungen zu den einzelnen Pro-
dukten ergeben (siehe Informationsblatt zu Versicherungs-
produkten).

Anwendbares Recht, zuständiges Gericht
Auf die vorvertragliche Beziehung und den Vertrag findet 
deutsches Recht Anwendung. Für Rechtsstreitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Versicherungsvertrag sind örtlich 
sowohl die Gerichte in Hamburg zuständig. Für Klagen des 
Versicherers gegen den Versicherungsnehmer richtet sich 
die Zuständigkeit der Gerichte nach dem Wohnort bzw. dem 
Aufenthaltsort, bei juristischen Personen nach dem Ort der 
Niederlassung. Gemäß § 215 Abs. 3 VVG kann eine abwei-
chende Vereinbarung getroffen werden.

Vertragssprache
Für den Vertrag einschließlich Vorabinformationen und für 
die Kommunikation während der Laufzeit des Vertrages 
kommt ausschließlich die deutsche Sprache zur Anwendung.

Beschwerdeverfahren
Der Versicherer ist Mitglied im Verein Versicherungsom-
budsmann e.V. 
An den Versicherungsombudsmann können Sie Beschwer-
den richten. Dieses Verfahren ist für Sie kostenfrei.
Versicherungsombudsmann e. V.
Postfach 080632, 10006 Berlin
Tel. aus dem Inland: 0800 3696000 (kostenfrei)
Fax aus dem Inland: 0800 3699000 (kostenfrei)
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Beschwerden bei der Aufsichtsbehörde
Beschwerden können Sie zudem an die Aufsichtsbehörde 
richten.
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn.

Anzeige- und Mitteilungspflichten
Beantworten Sie die Fragen in den Antrags- und den weite-
ren Vertrags- und Schadenformularen vollständig und richtig.
Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsver-
mittler machen möchten, sind unverzüglich gegenüber der 
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ConceptIF PRO & BIZ schriftlich nachzuholen.
Der Versicherungsschutz ist gefährdet, wenn Sie unrichtige 
oder unvollständige Angaben machen.
Die Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht sowie 
weiterer Obliegenheiten kann den Versicherer berechtigen 
vom Vertrag zurückzutreten, ihn zu kündigen oder anzupas-
sen, was unter Umständen zur Leistungsfreiheit des Versi-
cherers führen kann.
Beachten Sie dazu die Regelungen in den Allgemeinen und 
Besonderen Versicherungsbedingungen. 

Einwilligungsklausel nach der DSGVO und dem 
Bundesdatenschutzgesetz
Ich willige ein, dass die ConceptIF PRO & BIZ Underwri-
ting GmbH, die ConceptIF Group AG und die ConceptIF 
GmbH (im folgenden „ConceptIF“) im erforderlichen Um-
fang Daten, die sich aus den Antragsunterlagen oder der 
Vertragsdurchführung (Beiträge, Versicherungsfälle, Ri-
siko-/Vertragsänderungen) ergeben, an den Versicherer 
als risikotragenden Versicherer und Rückversicherer zur 
Beurteilung des Risikos und zur Abwicklung der Rück-
versicherung sowie zur Beurteilung des Risikos und der 
Ansprüche an andere Versicherer bzw. an den Gesamt-
verband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. zur 
Weitergabe dieser Daten an andere Versicherer über-
mittelt. Diese Einwilligung gilt auch unabhängig vom Zu-
standekommen des Vertrages sowie für entsprechende 
Prüfungen bei anderen beantragten Versicherungsver-
trägen und bei künftigen Anträgen. Es besteht grund-
sätzlich Einverständnis, dass die Kommunikation auch 
über die bekannt gegebenen E-Mail-Adressen in Text-
form erfolgt, soweit nicht für einzelne Vorgänge die 
Schriftform vorgeschrieben oder vereinbart ist. Anhän-
ge sind in den üblichen Formaten (z.B. Word, PDF, JPEG, 
Text) beizufügen. Eine Veränderung der mitgeteilten 
Email- oder Webadressen, wird unverzüglich bekannt 
gegeben, ebenso werden Störungen der Kommunika-
tion jeweils mitgeteilt. 
Ich willige ferner ein, dass der Versicherer und ConceptIF 
meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungs-
daten in Datensammlungen führen und, sofern ein Ver-
mittler beteiligt ist, an diesen weitergibt, soweit dies der 
ordnungsgemäßen Durchführung meiner Versicherungs-
angelegenheiten dient. Gesundheitsdaten dürfen nur an 
Personen- und Rückversicherer übermittelt werden. An 
Vermittler dürfen Gesundheitsdaten nur weitergegeben 
werden, soweit es zur Vertragsgestaltung erforderlich ist.
Ich willige jederzeit widerruflich ein, dass der Versicherer 
und ConceptIF bzw. deren Vermittler die allgemeinen 
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten für die Beratung 
und Betreuung nutzen dürfen.

Einwilligungsklausel zur Bonitätsabfrage
Ich willige ein, dass der Versicherer und ConceptIF zum 

Zwecke des Vertragsabschlusses und bei Bedarf im Ver-
lauf der aktiven Geschäftsbeziehungen zu Zwecken der 
Vertragsverwaltung und -abwicklung Informationen zu 
meinem Zahlungsverhalten und Bonitätsinformationen 
auf Basis mathematischer-statistischer Verfahren unter 
Verwendung von Anschriftendaten von verschiedenen An-
bietern für Bonitätsauskünfte bezieht und nutzt. 
Ergänzend beziehen der Versicherer und ConceptIF Daten 
zum bisherigen Zahlungsverhalten z.B. über die mexxon 
GmbH, Kaiser-Friedrich-Promenade 77, 61348 Bad Homburg 
und übermitteln zu diesem Zweck Ihre persönlichen Daten. 
Die mexxon GmbH erhebt Daten zum bisherigen Zah-
lungsverhalten nicht selbst, sondern bezieht diese wiede-
rum von Auskunfteien. So stellen zu diesem Zwecke die 
Bürgel Wirtschaftsinformationen GmbH & Co. KG (Post-
fach 500 166, 22701 Hamburg), die SCHUFA Holding AG 
(Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden), die infoscore Con-
sumer Data GmbH (Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden), 
die Creditreform Boniversum GmbH (Hellersbergstraße 11, 
41460 Neuss) die in ihrer Datenbank zu meiner Person 
gespeicherten Adress- und Bonitätsdaten der mexxon 
GmbH zur Verfügung, sofern der Versicherer und Con-
ceptIF ihr berechtigtes Interesse glaubhaft dargelegt ha-
ben. Zum Zweck der Entscheidung über die Begründung, 
Durchführung oder Beendigung eines Vertragsverhält-
nisses erheben oder verwenden die Auskunfteien Wahr-
scheinlichkeitswerte, in deren Berechnung unter anderem 
Anschriftendaten einfließen, und stellen diese der mexxon 
GmbH zur Verwendung für den vorstehend dargestellten 
Zweck zur Verfügung. Die übermittelten Daten werden 
vom Versicherer und ConceptIF nur für den Zweck genutzt 
und verarbeitet, zu dessen Erfüllung sie übermittelt wur-
den. Eine Nutzung oder Verarbeitung für andere Zwecke 
ist nur unter den Voraussetzungen des BDSG § 28 zuläs-
sig. Alle Daten unterliegen dem strengen Datenschutz.
Die Einwilligung kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen werden. Außerdem besteht ein Auskunftsrecht 
beim Versicherer und ConceptIF zu den gespeicherten Da-
ten, deren Herkunft, Empfänger und Zweck der Speicherung.
Diese Einwilligung gilt unabhängig vom Zustandekommen 
des Vertrages sowie für entsprechende Prüfungen bei ander-
weitig beantragten Versicherungsverträgen und bei künftigen 
Anträgen.

Originalunterlagen:
Der Versicherer und ConceptIF PRO & BIZ archivieren die 
eingereichten Unterlagen elektronisch und können deshalb 
die Originalbelege 12 Wochen nach Einsendung unter Be-
achtung der datenschutz-rechtlichen Bestimmungen ver-
nichten.
Zur Vorlage beim Finanzamt kann eine Bestätigung erteilt 
werden, die die Übereinstimmung des gespeicherten Doku-
mentes mit dem vorgelegten Original erklärt.
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Umfang des Versicherungsschutzes

1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall

1.1	Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicher-
ten Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer 
wegen eines während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetretenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das 
einen Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Ver-
mögensschaden zur Folge hatte, aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts von 
einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen 
wird.
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schä-
digung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeit-
punkt der Schadenverursachung, die zum Schadenereignis 
geführt hat, kommt es nicht an.
1.2	Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt,

(1)	 auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadens-
ersatz statt der Leistung; 
(2)	 wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können;
(3)	 wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegen-
standes oder wegen des Ausbleibens des mit der Ver-
tragsleistung geschuldeten Erfolges;
(4)	 auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen 
auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung; 
(5)	 auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzöge-
rung der Leistung;
(6)	 wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 
Ersatzleistungen. 

1.3	Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen. 
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktio-
nen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von 
Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit 
dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvorschriften 
entgegenstehen. 

2. Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen 

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Ver-
einbarung erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht 
privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 
2.1	Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch 
durch Sachschäden entstanden sind; 
2.2	Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 
finden dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwen-
dung. 

3. Versichertes Risiko 

3.1	Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht 
(1)	 aus den im Versicherungsschein und seinen Nach-
trägen angegebenen Risiken des Versicherungsneh-
mers, 
(2)	 aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versi-
cherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen 
Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder 
Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder 
Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Ver-
sicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen, 
(3)	 aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach 
Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorge-
versicherung) und die in Ziff. 4 näher geregelt sind. 

3.2	Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhö-
hungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehen-
der oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer 
kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von 
Ziff. 21 kündigen. 

4. Vorsorgeversicherungen

4.1	Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages 
neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertra-
ges sofort versichert. 

(1)	 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auf-
forderung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb 
eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch 
mit der Beitragsrechnung erfolgen.
Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Anzeige, entfällt der Versicherungsschutz für das neue 
Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der 
Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen 
ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.
(2)	 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko 
einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine 
Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer 
Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht 
zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue 
Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

4.2	Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ih-
rer Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Ziff. 4.1 (2) 
auf den Betrag von 1.000.000,- € für Personenschäden 
und 300.000,- € für Sachschäden und – soweit vereinbart 
–150.000,- € für Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht 
im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen 
festgesetzt sind.
4.3	Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Ri-
siken

(1)	 aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahr-
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zeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versiche-
rungspflicht unterliegen;
(2)	 aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von 
Bahnen;
(3)	 die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorge-
pflicht unterliegen;
(4)	 die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb 
im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu 
versichern sind.

5.	 Leistungen der Versicherung

5.1	Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-
pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers 
von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn 
der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräf-
tigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Ent-
schädigung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch 
gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom 
Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers 
abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den Ver-
sicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis 
oder Vergleich bestanden hätte.
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsneh-
mers mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei 
Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen.
5.2	Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwick-
lung des Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprü-
che zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des 
Versicherungsnehmers abzugeben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit 
über Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungs-
nehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung bevollmäch-
tigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des Versicherungs-
nehmers auf seine Kosten.
5.3	Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenser-
eignisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallen-
den Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestel-
lung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von 
dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der 
Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm 
besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.
5.4	Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversi-
cherter das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu 
zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Aus-
übung dieses Rechts bevollmächtigt.

6. Begrenzung der Leistungen
 
6.1	Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei je-
dem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungs-

summen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Ver-
sicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige 
Personen erstreckt.
6.2	Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 
Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das zweifache 
der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt.
6.3	Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungs-
fall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle 
eingetreten ist, wenn diese
– auf derselben Ursache,
– auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere  sach-

lichem und zeitlichem, Zusammenhang oder
– auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln
beruhen.
6.4	Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versiche-
rungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im 
Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Schadens-
ersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas anderes 
vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in diesen Fällen 
zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche ver-
pflichtet.
6.5	Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 
nicht auf die Versicherungssummen angerechnet.
6.6	Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus 
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der 
Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Versiche-
rungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.
6.7	Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten 
Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert 
der Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug 
etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall 
noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme, 
so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versi-
cherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert 
der Rente vom Versicherer erstattet.
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechen-
de Vorschrift der Verordnung über den Versicherungsschutz 
in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils 
gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versi-
cherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen 
muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versicherungs-
summe oder die nach Abzug sonstiger Leistungen verblei-
bende Restversicherungssumme übersteigt, werden die 
sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Ver-
sicherungssumme abgesetzt.
6.8	Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder 
Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers schei-
tert, hat der Versicherer für den von der Weigerung an ent-
stehenden Mehraufwand an Entschädigungsleistung, Zinsen 
und Kosten nicht aufzukommen.
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7. Ausschlüsse

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Ver-
sicherung ausgeschlossen:
7.1	Versicherungsansprüche aller Personen, die den Scha-
den vorsätzlich herbeigeführt haben.
7.2	Versicherungsansprüche aller Personen, die den Scha-
den dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von de-
ren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit
	 – Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder	

– Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.
7.3	Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags 
oder Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftflicht 
des Versicherungsnehmers hinausgehen.
7.4  Haftpflichtansprüche

(1)	 des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziff. 7.5 
benannten Personen gegen die Mitversicherten,
(2)	 zwischen mehreren Versicherungsnehmern dessel-
ben Versicherungsvertrages,
(3)	 zwischen mehreren Mitversicherten desselben Ver-
sicherungsvertrages.

7.5	Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer
(1)	 aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Ver-
sicherungsvertrag mitversicherten Personen gehören;
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sin-
ne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleich-
barer Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, 
Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwieger-
eltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern 
und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere 
Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder mit-
einander verbunden sind).
(2)	 von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, 
beschränkt geschäftsfähige oder betreute Person ist;
(3)	 von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Ver-
sicherungsnehmer eine juristische Person des privaten 
oder öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger 
Verein ist;
(4)	 von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Ge-
sellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Of-
fene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;
(5)	 von seinen Partnern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;
(6)	 von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzver-
waltern;
zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:
Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis (6) er-
strecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von Ange-
hörigen der dort genannten Personen, die mit diesen in 

häuslicher Gemeinschaft leben.
7.6	Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sa-
chen und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, ge-
least, gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht er-
langt hat oder sie Gegenstand eines besonderen Verwah-
rungsvertrages sind.
7.7	Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sa-
chen und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn

(1)	die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmer an diesen Sachen 
(Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung und dgl.) 
entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser 
Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von 
ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;
(2)	 die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Ver-
sicherungsnehmer diese Sachen zur Durchführung sei-
ner gewerblichen oder beruflichen Tätigkeiten (als Werk-
zeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) benutzt 
hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss 
nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen un-
mittelbar von der Benutzung betroffen waren;
(3)	 die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmer entstanden sind und 
sich diese Sachen oder - sofern es sich um unbeweg-
liche Sachen handelt - deren Teile im unmittelbaren Ein-
wirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben; dieser 
Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensicht-
lich notwendige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung 
von Schäden getroffen hatte.
zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziff. 7.6 
und Ziff. 7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, 
Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des 
Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls 
der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Ver-
sicherungsnehmer als auch für die durch den Versiche-
rungsvertrag etwa mitversicherten Personen.

7.8	Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versiche-
rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbei-
ten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstel-
lung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch 
dann, wenn die Schadenursache in einem mangelhaften Ein-
zelteil der Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt 
und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sache oder 
Leistung führt.
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Drit-
te im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers 
die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten 
oder sonstigen Leistungen übernommen haben.
7.9	Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden 
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Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch 
VII sind jedoch mitversichert.
7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer 
wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder 
anderen auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) 
basierenden nationalen Umsetzungsgesetzen geltend ge-
macht werden. Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungs-
nehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflicht-
bestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der 
durch solche Umweltschäden entstandenen Kosten in An-
spruch genommen wird.
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche 
erhalten, die auch ohne Bestehen des Umweltschadensge-
setzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsgesetze 
bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen pri-
vatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer gel-
tend gemacht werden könnten.
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung 
privater Haftpflichtrisiken.
(b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umweltein-
wirkung.
Dieser Ausschluss gilt nicht

(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisi-
ken  oder
(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), 
durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausfüh-
rung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten ent-
stehen (Produkthaftpflicht).
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden 
durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstel-
lung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung 
oder Wartung von
– Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe 
herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu 
befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen);
– Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungs-
gesetz (UmweltHG-Anlagen);
– Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Be-
stimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht 
unterliegen;
– Abwasseranlagen

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen be-
stimmt sind.
7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 
asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen 
sind.
7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittel-
barem oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit ener-
giereichen ionisierenden Strahlen (z.B. Strahlen von radio-
aktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen).
7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzufüh-
ren sind auf

(1) gentechnische Arbeiten,
(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
(3) Erzeugnisse, die
– Bestandteile aus GVO enthalten,	
– aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entste-
hen durch

(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer 
handelt,
(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen,
(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Ge-
wässer.

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Aus-
tausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elektroni-
scher Daten, soweit es sich handelt um Schäden aus

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten,
(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten,
(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaus-
tausch,
(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlich-
keits- oder Namensrechtsverletzungen.
7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 
Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen 
Diskriminierungen.
7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus 
der Übertragung einer Krankheit des Versicherungsneh-
mers resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch 
Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von 
ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. In 
beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Ver-
sicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gehandelt hat.

Beginn des Versicherungsschutzes /Beitragszahlung

8. Beginn des Versicherungsschutzes, Beitrag und  
Versicherungssteuer

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungs-
nehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im 
Sinne von Ziff. 9.1 zahlt.
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungs-
steuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Ge-
setz bestimmten Höhe zu entrichten hat.

9. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster 
oder einmaliger Beitrag

Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-
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scheins fällig. Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten 
vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des 
ersten Jahresbeitrags.

10.  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folge-
beitrag

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeit-
raums fällig.	
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versi-
cherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen 
Zeitpunkt erfolgt.
10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Ver-
zug entstandenen Schadens zu verlangen.	
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten 
in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens 
zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirk-
sam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zin-
sen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen 
angibt, die nach den Ziff. 10.3 und 10.4 mit dem Fristablauf 
verbunden sind.
10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn 
er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 dar-
auf hingewiesen wurde.
10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versi-
cherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, 
wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsauffor-
derung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat.
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungs-
nehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten 
Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die 
zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung ein-
getreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 
Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ziff. 10.3. bleibt 
unberührt.

11. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschrifter-
mächtigung

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungs-
nehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, 
ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unver-

züglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsauf-
forderung des Versicherers erfolgt.
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerru-
fen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen 
Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen 
werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung 
außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Ver-
sicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst 
verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform 
aufgefordert worden ist.

12. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen.

13. Beitragsregulierung

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung 
mitzuteilen, ob und welche Änderungen des versicherten 
Risikos gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. 
Diese Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der 
Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen 
und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei un-
richtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann 
dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in 
dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes 
verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein 
Verschulden trifft.
13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-
nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab 
dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulie-
rung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab dem 
Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der 
vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch nicht 
unterschritten werden. Alle entsprechend Ziff. 15.1 nach 
dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen 
und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden berück-
sichtigt.
13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den 
die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe 
des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten 
Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich ge-
macht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versi-
cherungsnehmer zu viel gezahlter Beitrag wird nur zurücker-
stattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach 
Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten.



AH
B 

CI
F4

AL
L 

10
20

23
/1

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung	 7/11

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwen-
dung auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für 
mehrere Jahre.

14. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versiche-
rer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, 
nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

15. Beitragsangleichung

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsan-
gleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Um-
satzsumme berechnet werden, findet keine Beitragsanglei-
chung statt. Mindestbeiträge unterliegen unabhängig von 
der Art der Beitragsberechnung der Beitragsangleichung.
15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit 
Wirkung für die Beiträge der ab dem 1. Juli beginnenden 
Versicherungsjahre, um welchen Prozentsatz sich im ver-
gangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schaden-
zahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflicht-
versicherung zugelassenen Versicherer gegenüber dem 
vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den 
ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst niedri-
gere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzah-
lungen gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen 
Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung von 
Grund und Höhe der Versicherungsleistungen. Durch-
schnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die 
Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen 
geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu an-
gemeldeten Schadenfälle.
15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, 
im Falle einer Verminderung verpflichtet, die Folgebeiträge 
um den sich aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu ver-
ändern (Beitragsangleichung). Der veränderte Folgebeitrag 
wird dem Versicherungsnehmer mit der Beitragsrechnung 
bekannt gegeben.
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Ver-
sicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen 
geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der 
Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Ziff. 15.2 ermittelt 
hat, so darf der Versicherer die Folgebeiträge nur um den 
Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner 
Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseigenen 
Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung 
darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem vor-
stehenden Absatz ergeben würde.
15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 
5 Prozent, entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Verän-
derung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksich-
tigen.

Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung

16. Dauer und Ende des Vertrages

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angege-
bene Zeit abgeschlossen.
16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ab-
lauf der jeweiligen Vertragsdauer eine Kündigung zugegan-
gen ist.
16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-
det der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt.
16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des drit-
ten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die 
Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein.

17. Wegfall des versicherten Risikos

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft weg-
fallen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. 
Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben 
können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis zu 
dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom Weg-
fall Kenntnis erlangt.

18. Kündigung nach Beitragsangleichung

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung 
gemäß Ziff. 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frü-
hestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Bei-
tragserhöhung wirksam werden sollte.
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mit-
teilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung 
muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat 
vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen.
Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein 
Kündigungsrecht.

19. Kündigung nach Versicherungsfall

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn
• vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet 

wurde oder
• dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter 
den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch 
gerichtlich zugestellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform 
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spätestens einen Monat nach der Schadensersatzzahlung 
oder der Zustellung der Klage zugegangen sein.
19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-
gung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. 
Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass 
die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens 
jedoch zum Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres, 
wirksam wird. Eine Kündigung des Versicherers wird einen 
Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam.

20. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unter-
nehmen

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversi-
cherung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dauer 
seines Eigentums sich aus dem Versicherungsverhältnis er-
gebenden Rechte und Pflichten ein.
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nieß-
brauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhält-
nisses von einem Dritten übernommen wird.
20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle
– durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer 

Frist von einem Monat,
– durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofor-

tiger Wirkung oder zu jedem späterem Zeitpunkt, spätes-
tens jedoch zum Ablauf des jeweiligen Versicherungsjah-
res in Schriftform gekündigt werden.

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn
– der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem 

Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf 
den Dritten Kenntnis erlangt;

– der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Über-
gang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf 
eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in 
dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis erlangt.

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer 
laufenden Versicherungsperiode und wird das Versiche-
rungsverhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versi-
cherungsnehmer und der Dritte für den Versicherungsbei-
trag dieser Periode als Gesamtschuldner.
20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versiche-
rer durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den 
Dritten unverzüglich anzuzeigen. Bei einer schuldhaften 
Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versicherungs-
schutz, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat 
nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versi-
cherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit 
dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber 
nicht geschlossen hätte.
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle 
Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem 
Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der Veräu-

ßerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer 
in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht keinen Ge-
brauch gemacht hat.
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeige-
pflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in 
dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte 
zugehen müssen.

21. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Ände-
rung oder Erlass von Rechtsvorschriften

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung 
bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der 
Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mo-
nats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

22. Mehrfachversicherung

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.
22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen 
ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann 
er die Aufhebung des später geschlossenen Vertrages ver-
langen.
22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versi-
cherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend 
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis 
erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, 
zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Ver-
sicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

23. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versiche-
rungsnehmers

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über ge-
fahrerhebliche Umstände
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahr-
umstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Text-
form gefragt hat und die für den Entschluss des Versicherers 
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur 
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber 
vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt.
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf 
den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den 
Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzu-
schließen.



AH
B 

CI
F4

AL
L 

10
20

23
/1

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung	 9/11

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheb-
lichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so 
behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt 
oder dies arglistig verschwiegen.
23.2 Rücktritt

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den ge-
fahrerheblichen Umständen berechtigen den Versiche-
rer, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten.
(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Ver-
treter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben we-
der vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrläs-
siger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte.
(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der un-
vollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch 
in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arg-
listig verletzt hat.
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abge-
laufenen Vertragszeit entspricht.

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil 
die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch 
auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in 
Schriftform kündigen.
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des 
Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der Ver-
sicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, 
werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versi-
cherungsperiode Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10% oder schließt der Versicherer die Gefahrab-
sicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der 

Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos kündigen.
Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 23.3 zuste-
henden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend 
machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von 
der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend 
gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die Um-
stände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf 
nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner Er-
klärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht ver-
strichen ist.
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 und 
23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzei-
gepflichtverletzung hingewiesen hat.
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 23.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht ange-
zeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 
kannte.
23.4 Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

24. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb 
angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die 
Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt 
hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.

25. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles

25.1 Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine 
Schadensersatzansprüche erhoben worden sind, dem Ver-
sicherer innerhalb einer Woche anzuzeigen. Das Gleiche gilt, 
wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflichtansprü-
che geltend gemacht werden.
25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit 
für die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. 
Weisungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit 
es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem 
Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schaden-
berichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung 
und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach 
Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens 
wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforder-
ten Schriftstücke übersandt werden.
25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staats-
anwaltschaftliches, behördliches oder gerichtliches Ver-



AH
B 

CI
F4

AL
L 

10
20

23
/1

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung	 10/11

fahren eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm 
gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies unverzüglich 
anzuzeigen.
25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 
Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der Ver-
sicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst 
erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des 
Versicherers bedarf es nicht.
25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflicht-
anspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung 
des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Ver-
sicherer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers 
einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem 
Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünf-
te erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfü-
gung stellen.

26. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung 
fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Oblie-
genheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr-
lässigkeit beruhte.
26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätz-
lich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Ver-
sicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungs-
schutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versi-
cherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungs-
obliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegen-
heit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versiche-
rungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Um-
fang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Ob-
liegenheit arglistig verletzt hat.
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, 
ob der Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 zustehendes Kün-
digungsrecht ausübt.

Weitere Bestimmungen

27. Mitversicherte Person

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflicht-
ansprüche gegen andere Personen als den Versicherungs-
nehmer selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen 
auf die Mitversicherten entsprechend anzuwenden. Die Be-
stimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.) gelten 
nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Mitver-
sicherten entsteht.
27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsver-
trag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er 
ist neben den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegen-
heiten verantwortlich.

28. Abtretungsverbot

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Fest-
stellung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetre-
ten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschä-
digten Dritten ist zulässig.

29. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Er-
klärungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nach-
trägen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet 
werden.
29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Brie-
fes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Er-
klärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als 
zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Na-
mensänderung des Versicherungsnehmers.
29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für 
seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Ver-
legung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen 
der Ziff. 29.2 entsprechende Anwendung.

30. Verjährung

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ver-
jähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich 
nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Ge-
setzbuches.
30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei 
dem Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von 
der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die 
Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in Text-
form zugeht.
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31. Zuständiges Gericht

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung.
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist 
auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat.
31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn 
bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhn-
lichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsneh-
mer eine juristische Person, bestimmt sich das zuständige 
Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des 
Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der Versiche-
rungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommandit-
gesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine ein-
getragene Partnerschaftsgesellschaft ist.
31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt  
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Ver-
sicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

32. Maklervollmacht

Der den Beantragungsprozess und den Versicherungsver-
trag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen und 
Willenserklärungen des Versicherungsnehmers entgegen-

zunehmen und weiterzuleiten.
Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüg-
lich an den Versicherer weiterzuleiten.

33. Vollmacht des Versicherungsvertreters

33.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegen-
zunehmen, die den Abschluss bzw. den Widerruf eines 
Versicherungsvertrages, ein bestehendes Versicherungs-
verhältnis einschließlich dessen Beendigung sowie Anzeige- 
und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und 
während des Versicherungsverhältnisses betreffen.
33.2 Erklärungen des Versicherers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, dem 
Versicherungsnehmer ausgefertigte Versicherungsscheine 
oder deren Nachträge zu übermitteln.

34. Wechsel des Versicherers
		
Der Assekuradeur ist berechtigt, jederzeit, ohne Zustimmung 
des Versicherungsnehmers zur nächsten Hauptfälligkeit des 
Versicherungsvertrages, den Versicherer zu wechseln. Dies 
ist jedoch nur bei gleich bleibendem Versicherungsschutz 
und bei gleich bleibender Prämie/ gleich bleibendem Prä-
miensatz möglich. Der Wechsel des Risikoträgers begrün-
det kein Recht auf außerordentliche Kündigung und ist dem 
Versicherungsnehmer spätestens innerhalb von 4 Wochen 
nach erfolgtem Wechsel mitzuteilen.

35.	Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Die folgenden Erweiterungen des Versicherungs-
schutzes gelten nachrangig, soweit der Versiche-
rungsnehmer oder die versicherte Person Leistungen 
bereits aus einem anderen Versicherungsvertrag be-
anspruchen kann.

Soweit nicht im Versicherungsvertrag etwas anderes verein-
bart wurde, gilt Folgendes:

1. Privathaftpflicht
Versichert ist – im Rahmen der Allgemeinen Bedingungen 
für die Haftpflichtversicherung ( AHB C IF4ALL 2 021) und 
der nachstehenden Besondere Bedingungen und Risiko-
beschreibungen – die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Privatperson  aus den Gefahren des täg-
lichen Lebens mit Ausnahme der Gefahren eines Betriebes 
oder Berufes.
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers
(1) aus den Gefahren eines Dienstes, Amtes, einer verant-
wortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art
(2)	 oder einer ungewöhnlichen und gefährlichen Beschäftigung. 
Insbesondere ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers

1.1	als Familien- und Haushaltsvorstand (z. B. aus der Auf-
sichtspflicht über Minderjährige); 

1.2	als Dienstherr der in seinem Haushalt tätigen Personen;

1.3	aus den Gefahren einer ehrenamtlichen Tätigkeit oder 
Freiwilligenarbeit; 

1.4	als Inhaber (z.B. Eigentümer oder Mieter)
(1) einer oder mehrerer in Europa** gelegener Wohnun-
gen, auch Ferienwohnungen. (bei Wohnungseigentum als
Sondereigentümer).
Bei Sondereigentümern sind auch versichert Haftpflichtan-
sprüche der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer we-
gen Beschädigung des Gemeinschaftseigentums.
Die Leistungspflicht erstreckt sich jedoch nicht auf den Mit-
eigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum;
(2) eines im Inland gelegenen Einfamilienhauses (auch Dop-
pelhaushälfte oder Reihenhaus);
(3) eines im Inland gelegenen 1 - 6-Familienhauses, sofern
mindestens eine Wohnung selbst genutzt ist, sowie einer zu
einem Einfamilienhaus zugehörenden Einliegerwohnung;
(4) eines in Europa** gelegenen Wochenend-/Ferienhau-

ses sowie eines fest installierten Wohnwagens
(5) eines in Europa** gelegenen Ein- oder Zweifamilienhauses
(6) von in Europa** gelegenen unbebauten Grundstücken
in unbegrenzter Größe;
einschließlich (Besitz und Unterhaltung) der Garagen, Gara-
genhöfe, Gärten, Schrebergärten, Spielplätze, Pools sowie
Teiche.
Hierbei ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht
– aus dem Miteigentum der zu den mitversicherten Ob-

jekten gehörenden Gemeinschaftsanlagen, z.B. ge-
meinschaftliche Zugänge zur öffentlichen Straße,
gemeinschaftliche Gartenanlagen, Wohnwege, Wäsche-
trockenplatz, Garagenhöfe und Spielplätzen, Abstellplatz 
für Mülltonnen, sowie auch nicht zu den o.a. Immobilien
gehörende Garagen und Stellplätze;

– aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versiche-
rungsnehmer in den oben genannten Eigenschaften
obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung,
Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen);

– aus der Vermietung
a) des mitversicherten Wochenend- oder Ferienhauses,
bzw. des mitversicherten fest installierten Wohnwagens;
b) von Eigentumswohnungen
c) von einzelnen Räumen zu Wohnzwecken;
d) von Ferienzimmern
e) von unbebauten Grundstücken bis 15.000 m²
f) von Garagen und Stellplätzen

– als Bauherr oder Unternehmer für eigengenutzte Bau-
arbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-,
Grabearbeiten) sowie das „Bauen in eigener Regie“ bis zu
einer Bausumme von 500.000 € je Bauvorhaben inkl. dem
Gebrauch von Be- und Entladevorrichtungen einschließlich
Schäden an fremden Kfz.
Wenn dieser Betrag überschritten wird, entfällt die Mitver-
sicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über die Vor-
sorgeversicherung.
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der
vom Versicherungsnehmer zur Mithilfe eingesetzten und
ordnungsgemäß zur gesetzlichen Unfallversicherung ange-
meldeten Personen für Schäden, die sie in Ausübung die-
ser Verrichtungen Dritten verursachen. Ansprüche dieser
Personen gegen die nach Ziff. 2 versicherten Personen sind
abweichend von Ziff. 7.5 AHB CIF4ALL 2021 mitversichert;
– aus dem Besitz, Betrieb und der Unterhaltung von Trep-

penliften
– aus dem Betrieb und der Unterhaltung von „Erneuerba-

ren Energien“ (Mini-Blockheizkraftwerke, Kleinwindanla-
gen, Photovoltaik-/Solarstromanlagen etc.) des Versiche-
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rungsnehmers oder mitversicherter Personen, sofern 
diese im/am Gebäude/Grundstück des VN installiert 
sind.

Haftpflichtansprüche aus der Abgabe von Energie an Dritte 
gelten vom Versicherungsschutz ausgeschlossen. 
– als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die Ver-

sicherung bis zum Besitzwechsel bestand;
– der Insolvenzverwalter und Zwangsverwalter in dieser

Eigenschaft;
Werden die unter 1.4. benannten Gebäude teilweise ge-
werblich genutzt werden, schränkt dies den Versicherungs-
schutz nicht ein.

1.5	aus dem Besitz und Gebrauch von Fahrrädern, Elektro-
fahrrädern, Skateboards, Inlineskates, Rollschuhen und dgl., 
(Soweit für den Schaden eine Leistung aus einem anderen Ver-
sicherungsvertrag beansprucht werden kann, geht eine solche 
Leistung einer Entschädigung aus dieser Deckung vor.);

1.6	aus der Ausübung von Sport, auch Radrennen und der 
Vorbereitung hierzu, ausgenommen ist eine jagdliche Be-
tätigung und die Teilnahme an Pferde- oder Kraftfahrzeug-
Rennen sowie die Vorbereitung hierzu (Training); 

1.7	aus dem erlaubten privaten Besitz und Gebrauch von 
Hieb-, Stoß- und Schusswaffen sowie Munition und Ge-
schossen, nicht jedoch zu Jagdzwecken oder zu strafbaren 
Handlungen; 

1.8	als Halter oder Hüter von zahmen Haustieren, gezähm-
ten Kleintieren und Bienen, nicht jedoch von Hunden, Rin-
dern, Pferden, sonstigen Reit- und Zugtieren, wilden Tieren  
sowie von Tieren, die zu gewerblichen oder landwirtschaft-
lichen Zwecken gehalten werden.
Mitversichert ist jedoch die gesetzliche Haftpflicht als Halter  
- aus der nicht gewerbsmäßigen Haltung von Nutztieren

(z.B. Rinder, Schafe, Schweine, Geflügel, Lamas, Strauße);
- von zu privaten Zwecken im Haushalt des Versicherungs-

nehmers gehaltenen wilden Tieren (z.B. Schlangen oder
Spinnen), soweit es sich nicht um den Ersatz von Aufwen-
dungen im Zusammenhang mit dem Wiedereinfangen
der Tiere handelt. Die Kosten für das Wiedereinfangen zur
Abwehr öffentlicher Gefahren gelten mitversichert.

1.9 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers 
– als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Hunde oder

Pferde,
– als Reiter bei der Benutzung fremder Pferde,
– als Fahrer bei der Benutzung fremder Fuhrwerke zu pri-

vaten Zwecken,
– als Halter von Blinden- und Behindertenbegleithunden.
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche der Tierhalter
oder -eigentümer sowie Fuhrwerkseigentümer, es sei denn,
es handelt sich um Personenschäden;

Eine bestehende Tierhalterhaftpflichtversicherung des Tier-
halters geht diesem Versicherungsschutz vor, schließt ihn 
jedoch nicht aus.

1.10 als Tagesmutter/Tageseltern.
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Tätigkeit als 
Tagesmutter (Tageseltern)/Babysitter aus der Beaufsichti-
gung von zur Betreuung übernommenen minderjährigen 
Kindern, auch außerhalb der Wohnung, z.B. bei Spielen, 
Ausflügen usw..
Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn es sich dabei 
um eine berufliche Tätigkeit handelt.
Nicht versichert ist jedoch die Ausübung dieser Tätigkeit in 
Betrieben und Institutionen, z. B. Kindergärten, Kinderhor-
ten oder Kindertagesstätten. Mitversichert ist die gleich-
artige gesetzliche Haftpflicht der Tageskinder während der 
Obhut bei den Tageseltern. Erlangen die versicherte Person 
oder das Tageskind Versicherungsschutz aus einem ande-
ren fremden Haftpflichtversicherungsvertrag, so entfällt in-
soweit der Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. Zeigt 
der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall zur Regu-
lierung zu diesem Vertrag an, so erfolgt eine Vorleistung im 
Rahmen der getroffenen Vereinbarungen. 
Eingeschlossen sind – in teilweiser Abänderung von Ziff. 7.4 
und 7.5 AHB CIF4ALL 2021– auch Haftpflichtansprüche der 
Tageskinder untereinander (sofern es sich nicht um Ge-
schwister handelt) sowie der Tageskinder gegenüber den nach 
Ziffer 2 versicherten Personen wegen Personenschäden; 

1.11 aus der Teilnahme an fachpraktischem Unterricht,  
z. B. Laborarbeiten, an einer Fach-, Gesamt- bzw. Hochschu-
le oder Universität.
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden
an Laborgeräten (auch Maschinen) der Fach-, Gesamt- bzw.
Hochschule oder Universität;

1.12 aus der Teilnahme an Betriebspraktika und Ferienjobs. 
Der Ausschluss gemäß Ziff. 1 dieser Bedingungen (Gefahren 
eines Betriebes oder Berufes) bleibt bestehen;

1.13 aus ehrenamtlicher Tätigkeit/als vormundschaftlich be-
stellter Betreuer.
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers 
(1) aus ehrenamtlicher Tätigkeit oder unentgeltlicher Frei-
willigenarbeit aufgrund eines sozialen Engagements, sofern
nicht Versicherungsschutz über eine andere Haftpflichtver-
sicherung (z. B. Vereins- oder Betriebshaftpflicht) besteht.
Versichert ist insbesondere die Mitarbeit
– in der Kranken- und Altenpflege, Behinderten-, Kirchen- 

und Jugendarbeit;
– in Vereinen, Bürgerinitiativen, Parteien und Interessen-

verbänden;
– bei der Freizeitgestaltung in Sportvereinigungen, Musik-

gruppen, bei Pfadfindern oder gleichartig organisierten



CI
F4

AL
L 

BB
 P

H
V 

be
st

 a
dv

ic
e 

10
.2

02
3/

1

Besondere Bedingungen für die Privathaftpflichtversicherung (BB PHV CIF4ALL best advice 2023)	 3/17

Gruppen. 
Nicht versichert sind die Gefahren aus der Ausübung von 
–	 öffentlichen/hoheitlichen Ehrenämtern, wie z. B. als Bür-

germeister, Gemeinderatsmitglied, Schöffe, Laienrichter, 
Prüfer für Kammern oder Angehöriger der Freiwilligen 
Feuerwehr,

–	 wirtschaftlichen/sozialen Ehrenämtern mit beruflichem 
Charakter, wie z. B. als Betriebs- und Personalrat, Ver-
sichertenältester, Vertrauensperson nach § 40 SGB IV, 
beruflicher Betreuer nach §1897 (6) BGB;

(2)	 als vom Vormundschaftsgericht bestellter, nicht beruf-
licher, Betreuer/Vormund für die zu betreuende Person. Für 
die Dauer der Betreuung/Vormundschaft ist im Umfang die-
ses Vertrages die persönliche gesetzliche Haftpflicht für die 
betreute Person mitversichert. 

1.14 aus bestimmten selbstständigen Tätigkeiten.
(1)	 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus bestimmten selbständigen nebenberuf-
lichen Tätigkeiten mit einem Gesamtumsatz im laufenden 
Geschäftsjahr bis 25.000 €, sofern es sich hierbei um Er-
teilen von Unterricht (auch Nachhilfe, musikalischer Unter-
richt o.ä.), persönliches Coaching und sportliches Training, 
Botendienste (auch Zeitungsaustragung o.ä.), Markt- und 
Meinungsforschung, Textverarbeitung, Warenhandel (z.B. 
Vertrieb von Kosmetik, Kunstgewerbe, Spielwaren, Kerzen, 
Schmuck, Dessous, Geschirr, Kochgeräte), Handarbeiten, 
Kunsthandwerk, Schönheitspflege, Tierbetreuung, Durch-
führung von Babysitting oder um die Mitwirkung an Karne-
valsveranstaltungen handelt. Der Versicherer ist zudem von 
der Leistung frei, wenn der Gesamtumsatz im vorigen Ge-
schäftsjahr 25.000 € überstieg.
(2) aus gelegentlich gewerblichen Tätigkeiten während des 
Ruhestandes sowie der passiven Altersteilzeit, sofern even-
tuelle behördlichen Auflagen dabei eingehalten werden 
und eine entsprechende Gewerbeanmeldung vorliegt. Da-
bei darf der Gesamtumsatz im laufenden Geschäftsjahr 
25.000 € nicht übersteigen. Der Versicherer ist zudem von 
der Leistung frei, wenn der Gesamtumsatz im vorigen Ge-
schäftsjahr 25.000 € überstieg. Nicht versichert sind Archi-
tekten, Ingenieure, Steuerberater, Notare, Wirtschaftsprüfer, 
Rechtsanwälte und Ärzte sowie Planungs- und Planungsfol-
geschäden. Der Versicherer leistet ebenfalls keine Entschä-
digung, soweit für den Schaden Versicherungsschutz aus 
einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden 
kann (Subsidiarität).

1.15 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, 
Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch 
die Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran 

erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deut-
sche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

2.	 Haftpflicht für Familie und Haushalt
Mitversichert ist 

2.1	die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 
(1)	 des Ehegatten und eingetragenen Lebenspartners* des 
Versicherungsnehmers; 
(2)	 ihrer unverheirateten und nicht in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft* lebenden Kinder (auch Stief-, Adop-
tiv- und Pflegekinder), bei volljährigen Kindern jedoch nur, 
solange sie sich noch in einer Schul- oder sich unmittelbar 
anschließenden Berufsausbildung befinden (berufliche Erst-
ausbildung – Lehre und/oder Studium, inklusive Auslands-
semestern, auch Bachelor- und unmittelbar angeschlos-
sene Master-Studiengänge, inklusive Auslandssemestern, 
nicht Referendarzeit, Fortbildungsmaßnahmen und dgl.). 
Versicherungsschutz besteht auch, wenn einer Lehre un-
mittelbar ein Studium folgt. Bei Ableistung des Grundwehr-
dienstes, des freiwilligen Wehrdienstes, des Bundesfreiwilli-
gendienstes oder des freiwilligen sozialen oder ökologischen 
Jahres vor, während oder im unmittelbaren Anschluss an die 
Berufsausbildung bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Versicherungsschutz besteht ebenfalls für die unmittelbar 
im Anschluss an die Erstausbildung erfolgende Zweitausbil-
dung (Ausbildungsplatz, Lehre oder Studium auch Bachelor 
und unmittelbar angeschlossener Masterstudiengang).
Während einer Wartezeit/Arbeitslosigkeit/vorrübergehen-
den beruflichen Tätigkeiten von bis zu 18 Monaten nach 
Schul-/ beruflichen Erstausbildung oder eines Wehrdienstes 
bleibt der Versicherungsschutz bestehen; 
(3)	 der Personen, die vorübergehend im Haushalt des Ver-
sicherungsnehmers leben (z. B. Au-pair, Austauschschüler, 
minderjährige Übernachtungsgäste); 
(4)	 aller unverheirateten und alleinstehenden sowie nicht 
in einer eingetragenen und/oder eheähnlichen Lebenspart-
nerschaft* lebenden Personen, die mit dem Versicherungs-
nehmer in häuslicher Gemeinschaft leben und dort polizei-
lich gemeldet sind (außer Wohngemeinschaften). Hierunter 
fallen auch Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder) 
und Personen mit geistiger, seelischer oder körperlicher 
Behinderung, Pflegebedürftigkeit oder psychischer Erkran-
kung. Die Mitversicherung dieses Personenkreises des 
Versicherungsnehmers oder des Personenkreises nach (1) 
bleibt auch dann bestehen, wenn diese in einer Pflegeein-
richtung wohnen.
Haftpflichtansprüche dieser Personen gegen den Versi-
cherungsnehmer sind ausgeschlossen. Mitversichert sind 
jedoch etwaige übergangsfähige Regressansprüche von So-
zialversicherungsträgern, Sozialhilfeträgern, privaten Kran-
kenversicherungsträgern, öffentlichen und privaten Arbeit-
gebern wegen Personenschäden; 
(5)	 im Falle ausdrücklicher Vereinbarung gemäß den nach-
folgenden Voraussetzungen – der in häuslicher Gemein-
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schaft mit dem Versicherungsnehmer lebende Partner ei-
ner nichtehelichen Lebensgemeinschaft und dessen Kinder, 
diese entsprechend Ziff. 2.1 (2) und (3): 

a)	 Der Versicherungsnehmer und der mitversicherte 
Partner müssen unverheiratet sein. 
b)	 Der mitversicherte Partner muss in der Police na-
mentlich benannt werden. 
c)	 Haftpflichtansprüche des Partners und dessen Kin-
der gegen den Versicherungsnehmer sind ausgeschlos-
sen. Mitversichert sind jedoch etwaige übergangsfähige 
Regressansprüche von Sozialversicherungsträgern, So-
zialhilfeträgern, privaten Krankenversicherungsträgern, 
öffentlichen und privaten Arbeitgebern wegen Perso-
nenschäden. 
d)	 Die Mitversicherung für den Partner und dessen 
Kinder, die nicht auch die Kinder des Versicherungs-
nehmers sind, endet mit der Aufhebung der häuslichen 
Gemeinschaft zwischen dem Versicherungsnehmer und 
dem Partner. 
e)	 Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers gilt 
für den überlebenden Partner und dessen Kinder Ziff. 
4.5 sinngemäß. 

Entfallen die Voraussetzungen für die Mitversicherung nach 
Ziff. (1) bis (5), weil 
–	 der Versicherungsnehmer verstorben ist; 
–	 die Ehe rechtskräftig geschieden wurde oder
–	 die häusliche Gemeinschaft beendet wurde oder 
–	 Kinder volljährig wurden, geheiratet oder ihre Ausbil-

dung beendet haben, 
so besteht Nachversicherungsschutz für 12 Monate. Wird 
bis dahin kein neuer Versicherungsschutz beantragt, entfällt 
die Nachversicherung rückwirkend; 

2.2	die gesetzliche Haftpflicht der im Haushalt des Versiche-
rungsnehmers aufgrund Arbeitsvertrag, sozialen Engage-
ments oder gefälligkeitshalber tätigen Personen gegenüber 
Dritten aus dieser Tätigkeit, also auch Pfleger von im Haus-
halt lebenden, pflegebedürftigen Personen. Das Gleiche gilt 
für Personen, die aus Arbeitsvertrag oder gefälligkeitshalber 
Wohnung, Haus und Garten betreuen oder den Streudienst 
versehen. Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus 
Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers 
gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt;

2.3	als besondere Leistung für Schäden durch mitversicher-
te, jedoch nicht deliktfähige Personen:
Der Versicherer wird sich nicht auf eine Deliktunfähigkeit 
von Personen nach § 828 Absatz 1 und 2 BGB berufen, 
soweit dies der Versicherungsnehmer wünscht und ein 
anderer Versicherer (z. B. Sozialversicherungsträger, Kas-
koversicherer) nicht leistungspflichtig ist. Der Versicherer 
behält sich Rückgriffsansprüche (Regresse) wegen seiner 
Aufwendungen gegen schadenersatzpflichtige Dritte (z. B. 
Aufsichtspflichtige), soweit sie nicht Versicherte dieses Ver-

trages sind, vor.
Die Entschädigung für Sach- und Vermögensschäden ist auf 
100.000 € begrenzt.

3.	 Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge    
   
3.1	Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Eigen-
tümers, Besitzers, Halters oder Führers eines Kraft-, Luft-, 
Wasserfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers wegen 
Schäden, die durch den Gebrauch des Fahrzeuges verur-
sacht werden. 

3.2	Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die 
verursacht werden durch den Gebrauch von 
(1)	 –  nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen

	 verkehrenden Kfz und Anhängern ohne Rücksicht 
auf eine Höchstgeschwindigkeit; 

–	 Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h Höchst-
geschwindigkeit; 

–	 Roll- und Krankenfahrstühlen ohne Geschwindig-
keitsbegrenzung, Golfwagen bis 30 km/h und auf 
Golfplätzen ohne Geschwindigkeitsbegrenzung, 
sowie motorgetriebenen Kinderfahrzeugen, Aufsitz-
rasenmähern, Schneeräumgeräten und sonstigen 
selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr 
als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit; 

–	 nicht versicherungspflichtigen Anhängern. 
Hierfür gilt: Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse in Ziff. 
3.1 (2) AHB CIF4ALL 2021 und Ziff. 4.3 (1) AHB CIF4ALL 2021. 
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür 
zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberech-
tigten Fahrer gebraucht wird. Der Fahrer des Fahrzeugs 
darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen nur 
mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versi-
cherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das 
Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die 
erforderliche Fahrerlaubnis hat.
Gegenüber dem Versicherungsnehmer bleibt die Verpflich-
tung zur Leistung bestehen, wenn dieser das Vorliegen der 
Fahrerlaubnis ohne Verschulden annehmen durfte oder 
den Gebrauch des Kfz durch den unberechtigten Fahrer 
nicht bewusst ermöglicht hat.
Eine Tätigkeit des Versicherungsnehmers oder einer mitver-
sicherten an einem Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeug 
ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine 
dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und 
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird;
(2)	 Flugmodellen, unbemannten Ballonen und Drachen, 
–	 die weder durch Motoren oder Treibsätze angetrieben 

werden, 
–	 deren Fluggewicht 30 kg nicht übersteigt und
–	 für die keine Versicherungspflicht besteht;



CI
F4

AL
L 

BB
 P

H
V 

be
st

 a
dv

ic
e 

10
.2

02
3/

1

Besondere Bedingungen für die Privathaftpflichtversicherung (BB PHV CIF4ALL best advice 2023)	 5/17

sowie von Schleppschirmen zum Kite-Surfen, -Boarden, -Sai-
len u.ä. – nicht jedoch das ziehende Boot selbst;
(3) ferngesteuerten Flugmodellen mit Motor (z. B. Modell-
flugzeuge, Helikopter, Drohnen, Quadrocopter), deren Flug-
gewicht 5 kg nicht übersteigt;
(4) Wassersportfahrzeugen, ausgenommen eigene Segel-
boote mit mehr als 30 qm Segelfläche und eigene oder 
fremde Wassersportfahrzeuge mit Motoren – auch Hilfs- 
oder Außenbordmotoren – oder Treibsätzen ab 15 PS Mo-
torstärke. Mitversichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers und der durch diesen Vertrag 
privathaftpflichtversicherten Personen aus dem Halten, Be-
sitz und Gebrauch von Windsurfbrettern.  Mit  versichert ist 
auch der Gebrauch von eigenen und fremden Wassersport-
fahrzeugen mit Motoren, soweit für das Führen keine be-
hördliche Erlaubnis erforderlich ist; 
(5)	 Kitesport-Geräten, z. B. Kite-Drachen, -Boards und -Bug-
gys, Land- und Strandsegler;
(6)	 ferngelenkten Land- und Wasser-Modellfahrzeugen.

3.3	Mitversichert gilt die gesetzliche Haftpflicht aus dem Be- 
und Entladen eines Kfz.
Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versiche-
rungssumme für Sachschäden 5.000 € je Schadenereignis 
für alle Versicherungsfälle. Der Versicherungsnehmer hat 
von derartigen Schäden 100 € selbst zu tragen***.

3.4	Führen fremder versicherungspflichtiger Kraft-
fahrzeuge im Ausland („Mallorca“-Deckung)
(1) Mitversichert ist – abweichend von Ziffer 4.3 (1) – die 
gesetzliche Haftpflicht als Führer eines fremden versiche-
rungspflichtigen Kraftfahrzeuges wegen Schäden, die auf 
einer Reise im europäischen Ausland eintreten, soweit nicht 
oder nicht ausreichend aus einer für das Fahrzeug abge-
schlossenen Haftpflichtversicherung Deckung besteht.
(2) Als Kraftfahrzeuge gelten:
–	 Personenkraftwagen,
–	 Krafträder,
–	 Wohnmobile bis 4 t zulässiges Gesamtgewicht
soweit sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförde-
rung von nicht mehr als 9 Personen (einschließlich Führer) 
bestimmt sind.
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die gesetz-
liche Haftpflicht aus dem Mitführen von Wohnwagen-, Ge-
päck- oder Bootsanhängern.
(3) Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse in Ziff  3.1 (2) 
AHB CIF4ALL 2021und in Ziff. 4.3 (1) AHB CIF4ALL 2021.
(4) Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer 
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahr-
zeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten 
gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unbe-
rechtigten Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaub-

nis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, da-
für zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer 
benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 
Das Fahrzeug darf nicht gefahren werden, wenn der Fahrer 
durch alkoholische Getränke oder andere berauschende 
Mittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu führen. 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür Sorge zu 
tragen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der durch alkoholische Getränke oder andere berau-
schende Mittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu 
führen.
(5) Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem 
bestehenden Kfz-Haftpflichtversicherungsvertrag, so gilt der 
Versicherungsschutz dieser Privat-Haftpflichtversicherung im 
Anschluss an die bestehende Kfz-Haftpflichtversicherung.

3.5	Rabattrückstufung bei geliehenen Kraftfahrzeugen
(1)	 Verursacht eine versicherte Person beim erlaubten Ge-
brauch eines Personenkraftwagens, Kraftrads oder Wohn-
mobils bis 4 t zulässigem Gesamtgewicht, das ihr von einem 
Dritten unentgeltlich und gelegenheitshalber überlassen 
wurde, einen Haftpflicht- und/oder Vollkaskoschaden, be-
steht Versicherungsschutz gemäß Ziff. 3.5 (2). Der Versiche-
rungsschutz erstreckt sich auch auf die gesetzliche Haft-
pflicht aus dem Mitführen von Wohnwagen-, Gepäck- oder 
Bootsanhängern.
(2)	 Erstattet wird der durch die Rückstufung des Schaden-
freiheitsrabattes in der Kraftfahrzeughaftpflicht- und Voll-
kaskoversicherung entstehenden Vermögensschaden.
Die Entschädigung ist auf die Mehrprämie der ersten fünf 
Jahre begrenzt, wie sie sich aus den für die betreffende 
Kraftfahrzeug-Haftpflicht- und Vollkaskoversicherung gül-
tigen Tarifbestimmungen ergibt. Dabei bildet die vom 
Kraftfahrzeug-Haftpflicht- und/oder Vollkaskoversicherer 
erbrachte Entschädigungsleistung die jeweilige Höchstent-
schädigungsgrenze. 

3.6	Betankungsschäden am geliehenen Kraftfahrzeug
Versichert ist  – abweichend von Ziff. 3.1 – die Haftpflicht we-
gen Schäden, die an fremden geliehenen, gemieteten oder 
gefälligkeitshalber überlassenen Kraftfahrzeugen durch Be-
tankung mit für das Fahrzeug nicht geeigneten Kraftstoffen 
entstehen, nicht jedoch an Fahrzeugen, die dem Versiche-
rungsnehmer oder den mitversicherten Personen zum regel-
mäßigen oder dauerhaften Gebrauch überlassen wurden.
Die Höchstentschädigung des Versicherers ist 10.000 € je 
Versicherungsfall und Versicherungsjahr begrenzt. Der Ver-
sicherungsnehmer trägt von jedem Schadenereignis 250 € 
selbst***.

4.	 Deckungserweiterungen 
 
4.1	Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung
(1)	 Eingeschlossen ist – insoweit abweichend von Ziff. 7.15 
AHB CIF4ALL 2021 – die gesetzliche Haftpflicht des Versi-



CI
F4

AL
L 

BB
 P

H
V 

be
st

 a
dv

ic
e 

10
.2

02
3/

1

Besondere Bedingungen für die Privathaftpflichtversicherung (BB PHV CIF4ALL best advice 2023)	 6/17

cherungsnehmers wegen Schäden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten 
oder im Rahmen der Datenverarbeitung, z. B. im Internet, per 
Email oder mittels Datenträger, soweit es sich handelt um 

a)	 Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung 
oder Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei 
Dritten durch Computerviren und/oder andere Schad-
programme; 
b)	 Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie 
der Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von 
Daten bei Dritten und zwar wegen 
–	 sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, 

nicht jedoch weiterer Datenveränderungen sowie 
–	 der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten 

Daten bzw. Erfassung/korrekter Speicherung nicht 
oder fehlerhaft erfasster Daten; 

c)	 Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen 
Datenaustausch. 

Für Ziff. 4.1 (1) a) bis c) gilt:  
Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszu-
tauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten 
durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder -techniken (z. B. 
Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft werden bzw. 
worden sind. Diese Maßnahmen können auch durch Dritte 
erfolgen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit, so gilt Ziff. 26 AHB CIF4ALL 2021 (Rechtsfolgen bei Ver-
letzung von Obliegenheiten). 
(2)	 Versicherungsschutz besteht – insoweit abweichend von 
Ziff. 7.9 AHB CIF4ALL 2021 – für Versicherungsfälle im Ausland. 
(3)	 Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend ge-
nannten Tätigkeiten und Leistungen: 
–	 Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege; 
–	 IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung; 
–	 Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, 	

-wartung, -pflege; 
–	 Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-	

Service-Providing; 
–	 Betrieb von Datenbanken. 
(4)	 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche 

a)	 wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass der 
Versicherungsnehmer bewusst 
–	 unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme/

Datennetze eingreift (z. B. Hacker-Attacken, Denial of 
Service Attacks); 

–	 Software einsetzt, die geeignet ist, die Datenordnung 
zu zerstören oder zu verändern (z. B. Software-Viren, 
Trojanische Pferde); 

b)	 die in engem Zusammenhang stehen mit 
–	 massenhaft versandten, vom Empfänger ungewoll-

ten elektronisch übertragenen Informationen (z. B. 
Spamming);

–	 Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich be-
stimmte Informationen über Internetnutzer gesam-
melt werden sollen; 

c)	 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitver-

sicherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes 
Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vor-
schriften (z. B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-
Tauschbörsen) oder durch sonstige bewusste Pflichtver-
letzungen herbeigeführt haben. 

4.2	Auslandsschäden
(1)	 Für vorübergehende Auslandsaufenthalte von unbe-
grenzter Dauer gilt:

a)	 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB 
CIF4ALL 2021 – die gesetzliche Haftpflicht aus im Aus-
land vorkommenden Versicherungsfällen. 
b)	 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der 
vorübergehenden Benutzung oder Anmietung (nicht 
dem Eigentum) von im Ausland gelegenen Wohnungen 
und Häusern gem. Ziff. 1.4 (1) bis (3). 

(2)	 Hat der Versicherungsnehmer durch behördliche Anord-
nung eine Kaution zur Sicherstellung von Schadenersatzan-
sprüchen auf Grund seiner gesetzlichen Haftpflicht für die 
nach diesem Vertrag Versicherungsschutz besteht, zu hin-
terlegen, stellt der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
den erforderlichen Betrag bis zu einer Höhe von 250.000 € 
zur Verfügung. Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versi-
cherer zu leistende Schadenersatzleistung angerechnet. Ist 
die Kaution höher als der zu leistende Schadenersatz, so ist 
der Versicherungsnehmer verpflichtet, den Differenzbetrag 
zurückzuzahlen. Das Gleiche gilt, wenn die Kaution als Stra-
fe, Geldbuße oder für die Durchsetzung nicht versicherter 
Schadenersatzforderungen einbehalten wird oder die Kau-
tion verfallen ist.
(3)	 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-
weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Euro-
päischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Wäh-
rungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. Das Um-
rechnungskursrisiko trägt hierbei der Versicherer.

4.3	Mietsachschäden
(1)	 Mietsachschäden
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.6 AHB CIF4ALL 
2021 – die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von 
zu privaten Zwecken gemieteten, gepachteten oder geleas-
ten Grundstücken, Gebäuden, Wohnungen und Räumen in 
Gebäuden und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden.
a)	 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 

–	Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspruchung; 
–	Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warm-

wasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gas-
geräten und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden; 

–	Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer 
hiergegen besonders versichern kann; 

b)	 Die Höchstersatzleistung innerhalb der Deckungssum-
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me für Sachschäden beträgt die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall, begrenzt auf das Doppelte für 
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.
(2)	 Mietsachschäden anlässlich von Reisen
Eingeschlossen ist – abweichend von den Ausschlussbestim-
mungen der AHB CIF4ALL 2021 – die gesetzliche Haftpflicht 
aus der Beschädigung, dem Zerstören oder Abhandenkom-
men von fremden, beweglichen Sachen in Hotelzimmern, 
Ferienhäusern und Ferienwohnungen, die der Versiche-
rungsnehmer oder eine mitversicherte Person gemietet, ge-
pachtet oder geliehen hat.
Die unter 4.3 (2) aufgeführten Sachen gelten in sonstigen 
gemieteten Unterkünften bis zu 6 Monate mitversichert.

4.4	Schäden an gemieteten Sachen
(1)	 Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB 
CIF4ALL 2021 und abweichend von Ziff. 7.6 AHB CIF4ALL 
2021 – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus der Beschädigung, der Vernichtung oder dem 
Verlust von fremden Sachen, auch wenn diese zu privaten 
Zwecken gemietet, gepachtet, geliehen wurden oder Ge-
genstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind. 
Darunter fallen auch Schäden am Inventar in gemieteten 
Ferienwohnungen und -häusern sowie Hotelzimmern. 
(2)	 Ausgeschlossen bleiben: 
–	 Schäden an Sachen, die dem Beruf oder Gewerbe 
	 der versicherten Personen dienen; 
–	 Schäden durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßige 	

Beanspruchung; 
–	 Schäden an Schmuck- und Wertsachen, auch Verlust 
	 von Geld, Urkunden und Wertpapieren; 
–	 Schäden an Land-, Luft- und Wasserfahrzeugen.
(3)	 Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versi-
cherungssumme für Sachschäden 100.000 € je Versiche-
rungsfall. 

4.5	Sachschäden an persönlichen Gegenständen von 
dem Arbeitgeber und den Arbeitskollegen
(1)	 In Abweichung von Ziff. 7.7 AHB CIF4ALL 2021 gelten 
Sachschäden an persönlichen Gegenständen von dem Ar-
beitgeber und den Arbeitskollegen bis zu einem Betrag von 
10.000,- € mitversichert.
(2)	 Die Höchstersatzleistung je Schadenereignis beträgt das 
Doppelte dieser Summe für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres.
(3)	 Ausgeschlossen bleiben
–	 Schäden durch Abnutzung, Verschleiß und 
	 übermäßige Beanspruchung;
–	 Schäden an Schmuck- und Wertsachen, auch 
	 von Geld, Urkunden und Wertpapieren;
–	 Vermögensfolgeschäden;
–	 Schäden an Land-, Luft- und Wasserfahrzeugen; 

4.6	Sachschäden durch Abwässer
Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Sachschä-

den durch häusliche Abwässer und durch Abwässer aus 
dem Rückstau des Straßenkanals.

4.7	Einschluss von Sachschäden durch allmähliche 
Einwirkung
Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Sachschäden 
durch allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, 
Dämpfen oder Feuchtigkeit und von Niederschlägen (Rauch, 
Ruß, Staub und dgl.).

4.8	Fortbestehen des Vertrages
Für den mitversicherten Ehegatten und eingetragenen 
Lebenspartner* des Versicherungsnehmers und/oder 
unverheiratete und nicht in einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft* lebende Kinder des Versicherungsnehmers 
besteht der bedingungsgemäße Versicherungsschutz im 
Falle des Todes des Versicherungsnehmers bis zum nächs-
ten Beitragsfälligkeitstermin fort. Wird die nächste Bei-
tragsrechnung durch den überlebenden Ehegatten oder 
eingetragenen Lebenspartner* eingelöst, so wird dieser 
Versicherungsnehmer. 

4.9	Schlüsselverlustrisiko
Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB CIF4ALL 
2021 und abweichend von Ziff. 7.6 AHB CIF4ALL 2021 – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem 
Abhandenkommen von
- 	 fremden, privaten Haus- und Wohnungsschlüsseln (auch 

General-/ Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage),
- 	 fremden Möbel- und Tresorschlüsseln, 
- 	 Türschlüsseln, die dem Versicherungsnehmer im Rahmen 

seiner beruflichen, dienstlichen, ehrenamtlichen oder 
Vereinstätigkeit überlassen wurden, 

-  Schlüsseln für Dienst-Kraftfahrzeuge, die dem Versiche-
rungsnehmer im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit 
vom Arbeitgeber bzw. Dienstherrn überlassen wurden, 
die sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten 
befunden haben. Codekarten und Transponder werden 
Schlüsseln gleichgesetzt. 

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche 
Haftpflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige 
Auswechselung von Schlössern und Schließanlagen sowie 
für die vorübergehenden Sicherungsmaßnahmen (Not-
schloss) und – falls erforderlich – einen Objektschutz bis zu 
14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Ver-
lust des Schlüssels festgestellt wurde.
Versichert sind auch nachgewiesene, unmittelbare Folge-
schäden aufgrund eines Schlüsselverlustes bis zu einem Be-
trag von max. 100.000 €. 

4.10 Schäden bei Gefälligkeiten
Verursacht eine versicherte Person einen Sachschaden bei 
privater unentgeltlicher Hilfeleistung für Dritte, wird sich der 
Versicherer nicht auf einen eventuellen stillschweigenden 
Haftungsverzicht (Gefälligkeitshaftung) berufen, soweit dies 
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der Versicherungsnehmer wünscht.

4.11 Forderungsausfalldeckung
(1)	 Gegenstand der Forderungsausfalldeckung
Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versi-
cherungsnehmer oder eine gemäß Ziff. 2.1 mitversicherte 
Person während der Wirksamkeit der Versicherung von 
einem Dritten geschädigt wird und die daraus entstandene 
Schadenersatzforderung gegen den Schädiger nicht durch-
gesetzt werden kann. Inhalt und Umfang der versicherten 
Schadenersatzansprüche richten sich nach dem Deckungs-
umfang der Privat-Haftpflichtversicherung dieses Vertrages.
Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für Schaden-
ersatzansprüche, denen ein vorsätzliches Handeln des 
Schädigers zugrunde liegt und für Schadenersatzansprü-
che, die aus der Eigenschaft des Schädigers als Tierhalter 
oder –hüter, sowie als Kfz-Halter oder -Führer entstanden 
sind. In diesem Zusammenhang besteht auch Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer oder die mit-
versicherte Person Opfer einer Gewalttat geworden ist (Ge-
waltopferschutz). 
Der Versicherer leistet Entschädigung in Höhe des titulier-
ten Schadenersatzbetrages im Rahmen der in der Privat-
Haftpflichtversicherung vereinbarten Versicherungssumme. 
Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf 
mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.
(2)	 Erfolglose Vollstreckung
Voraussetzung für die Entschädigung ist, dass die versicher-
te Person einen rechtskräftigen vollstreckbaren Titel gegen 
den Schädiger im streitigen Verfahren vor einem Gericht 
eines Mitgliedstaates der EU, Norwegens, der Schweiz, Is-
lands, Liechtensteins oder im übrigen Ausland anlässlich 
eines vorübergehenden Auslandsaufenthaltes oder ein 
notarielles Schuldanerkenntnis des Schädigers vor einem 
Notar eines dieser Staaten erwirkt hat und eine Zwangsvoll-
streckung aus diesem Titel gegen den Schädiger erfolglos 
geblieben ist oder voraussichtlich erfolglos bleiben wird.
Vollstreckungsversuche gelten als erfolglos, wenn die versi-
cherte Person nachweist, dass
–	 entweder eine Zwangsvollstreckung (Sach-, Immobiliar- 

oder Forderungspfändung) nicht oder nicht zur vollen 
Befriedigung geführt hat;

–	 oder eine selbst teilweise Befriedigung aussichtslos er-
scheint, z. B. weil der Schädiger in den letzten drei Jah-
ren die eidesstattliche Versicherung abgegeben hat.

(3)	 Entschädigung
Die Entschädigung wird nur geleistet gegen Aushändigung 
des Originaltitels, der Original-Vollstreckungsunterlagen 
und sonstiger Unterlagen, aus denen sich ergibt, dass ein 
Versicherungsfall im Sinne dieser Bedingungen vorliegt.
Die versicherten Personen sind verpflichtet, ihre Ansprüche 
entsprechend §86 Versicherungsvertragsgesetz an den Ver-
sicherer abzutreten.
(4)	 Subsidiarität
Der Versicherer leistet keine Entschädigung, soweit für den 

Schaden eine Leistung aus einer für die versicherten Perso-
nen bestehenden Schadenversicherung beansprucht wer-
den kann oder ein Träger der Sozialversicherung oder Sozi-
alhilfe leistungspflichtig ist. Zeigt der Versicherungsnehmer 
den Versicherungsfall zur Regulierung zu diesem Vertrage 
an, so erfolgt eine Vorleistung im Rahmen der getroffenen 
Vereinbarungen.

4.12 Privathaftpflicht-Schadenersatzrechtsschutz als 
Ergänzung zur Ausfalldeckung
(1)	 Dieser Rechtsschutz gilt für die Durchsetzung von Scha-
denersatzansprüchen.
Versicherte Personen sind dieselben Personen, die auch 
versicherte Personen der Privathaftpflichtversicherung sind.
(2) a) Versichert ist die Geltendmachung von Schadener-

satzansprüchen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbe-
stimmungen gegen Dritte, soweit es sich bei dem Drit-
ten um eine Privatperson handelt und soweit die sich 
aus dem Vorwurf gegen den Dritten ergebenden An-
sprüche nach Maßgabe der diesem Vertrag zugrunde 
liegenden Allgemeinen Bedingungen für die Haftpflicht-
versicherung (AHB) sowie der Besondere Bedingungen 
und Risikobeschreibungen zur Haftpflichtversicherung 
für Privatpersonen (BBR) versichert wären.
b)	 Dritter im Sinne dieser Bedingungen ist der Scha-
denverursacher oder mutmaßliche Schadenverursa-
cher, der nicht selbst eine versicherte Person dieser 
Privat-Haftpflichtversicherung ist.
c)	 Gegenstand der Rechtsschutzversicherung ist die 
Feststellung der Schadenverursachung durch den Drit-
ten, die Feststellung der Schadenhöhe, die Erzielung 
eines rechtskräftig vollstreckbaren Urteils und die Voll-
streckung des Urteils oder ersatzweise der Nachweis 
der Erfolglosigkeit der Zwangsvollstreckung durch das 
schriftliche Vollstreckungsprotokoll eines Gerichtsvoll-
ziehers. Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt 
eines Rechtsschutzfalles für die Geltendmachung von 
Schadenersatzansprüchen ab dem Zeitpunkt, in dem 
das dem Schadenersatzanspruch zugrunde liegende 
Schadenereignis eingetreten ist.

(3)	 a) Soweit nicht ein anderer Rechtsschutzversicherer für 
die versicherte Person für den gleichen Rechtsschutzfall zur 
Kostenübernahme verpflichtet ist, trägt der Versicherer

–	 bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die 
Vergütung für den Versicherungsnehmer tätigen 
Rechtsanwalts bis zur Höhe der gesetzlichen Ver-
gütung eines am Ort des zuständigen Gerichts an-
sässigen Rechtsanwalts. Wohnt der Versicherungs-
nehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen 
Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche Wahr-
nehmung seiner Interessen, trägt der Versicherer 
weitere Kosten für einen im Landgerichtsbezirk des 
Versicherungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis 
zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines Rechts-
anwalts, der lediglich den Verkehr mit dem Prozess-
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bevollmächtigten führt;
–	 bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die 

Vergütung eines für den Versicherungsnehmer tä-
tigen, am Ort des zuständigen Gerichts ansässigen 
ausländischen oder eines im Inland zugelassenen 
Rechtsanwalts. 

Im letzteren Fall trägt der Versicherer die Vergütung bis zur 
Höhe der gesetzlichen Vergütung, die entstanden wäre, 
wenn das Gericht, an dessen Ort der Rechtsanwalt ansässig 
ist, zuständig wäre. 
Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie 
vom zuständigen Gericht entfernt und ist ein ausländischer 
Rechtsanwalt für den Versicherungsnehmer tätig, trägt der 
Versicherer weitere Kosten für einen im Landgerichtsbezirk 
des Versicherungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur 
Höhe der gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwalts, der 
lediglich den Verkehr mit dem ausländischen Rechtsanwalt 
führt;
–	 die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für 

Zeugen und Sachverständige, die vom Gericht herange-
zogen werden, sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers; 

–	 die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfah-
rens bis zur Höhe der Gebühren, die im Fall der Anru-
fung eines zuständigen staatlichen Gerichts erster Ins-
tanz entstehen;

–	 die Kosten für die Übersetzung der für die Wahrneh-
mung der rechtlichen Interessen des Versicherungs-
nehmers im Ausland notwendigen schriftlichen Unter-
lagen aus der deutschen Sprache in die ausländische 
Gerichtssprache;

–	 die Kosten für einen Dolmetscher für die Wahrnehmung 
der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers 
im Ausland, wenn das Erscheinen des Versicherten an-
geordnet ist;

–	 die Reisekosten zu einem ausländischen Gericht, wenn 
das Erscheinen des Versicherten angeordnet ist. Die 
Kosten werden bis zur Höhe der für Geschäftsreisen 
von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze über-
nommen, max. 2.500 €;

–	 die dem Gegner durch die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen entstandenen Kosten, soweit der Versiche-
rungsnehmer zu deren Erstattung verpflichtet ist.

b)	
–	 Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der 

vom Versicherer zu tragenden Kosten verlangen, sobald 
er nachweist, dass er zu deren Zahlung verpflichtet ist 
oder diese Verpflichtung bereits erfüllt hat.

–	 Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung auf-
gewandte Kosten werden diesem in Euro zum Wechsel-
kurs des Tages erstattet, an dem diese Kosten vom Ver-
sicherungsnehmer gezahlt wurden.

c)	 Es gilt eine Versicherungssumme in unbegrenzter Höhe 
je Rechtsschutzfall unter Berücksichtigung der Gebühren-
ordnungen und Kostengesetze als vereinbart. Zahlungen 
für den Versicherungsnehmer und mitversicherte Personen 

aufgrund desselben Rechtsschutzfalles werden hierbei zu-
sammengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund 
mehrerer Versicherungsfälle, die zeitlich und ursächlich zu-
sammenhängen.
d)	 Rechtsschutz besteht für die Geltendmachung von 
Schadenersatzansprüchen aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen in den Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union, in Norwegen, Island, Liechtenstein und in der 
Schweiz und im übrigen Ausland anlässlich eines vorüber-
gehenden Auslandaufenthaltes.
(4)	 a) Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des
 	 Versicherungsnehmers nach Eintritt eines Rechtsschutz-

falles erforderlich, hat er
–	 dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverzüglich – 

ggf. auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen;
–	 den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über 

sämtliche Umstände des Rechtsschutzfalles zu unter-
richten sowie Beweismittel anzugeben und Unterlagen 
auf Verlangen zur Verfügung zu stellen;

–	 soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden,
–	 kostenauslösende Maßnahmen mit dem Versicherer 

abzustimmen, insbesondere vor der Erhebung und Ab-
wehr von Klagen sowie vor der Einlegung von Rechtsmit-
teln die Zustimmung des Versicherers einzuholen;

–	 für die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 VVG 
zu sorgen. Dies bedeutet, dass die Rechtsverfolgungs-
kosten so gering wie möglich gehalten werden sollen. 
Von mehreren möglichen Vorgehensweisen hat der Ver-
sicherungsnehmer die kostengünstigste zu wählen, in-
dem er z. B. (Aufzählung nicht abschließend):
–	 nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das Ziel 

kostengünstiger mit einem Prozess erreicht werden 
kann (z. B. Bündelung von Ansprüchen oder Inan-
spruchnahme von Gesamtschuldnern als Streitge-
nossen, Erweiterung einer Klage statt gesonderter 
Klageerhebung),

–	 auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die in der 
aktuellen Situation nicht oder noch nicht notwendig 
sind,

–	 vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen 
gerichtlichen Verfahrens abwartet, das tatsächliche 
oder rechtliche Bedeutung für den beabsichtigten 
Rechtsstreit haben kann,

–	 vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche 
einklagt und die etwa nötige gerichtliche Geltendma-
chung der restlichen Ansprüche bis zur Rechtskraft 
der Entscheidung über die Teilansprüche zurückstellt,

–	 in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kur-
ze Frist zur Erhebung von Klagen oder zur Einle-
gung von Rechtsbehelfen zur Verfügung steht, dem 
Rechtsanwalt einen unbedingten Prozessauftrag zu 
erteilen, der auch vorgerichtliche Tätigkeiten mit um-
fasst.

	 Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des Scha-
dens Weisungen des Versicherers einzuholen und zu 
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befolgen. Er hat den Rechtsanwalt entsprechend der 
Weisung zu beauftragen.
b)	 Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den 
Rechtsschutzfall bestehenden Versicherungsschutzes. 
Ergreift der Versicherungsnehmer Maßnahmen zur 
Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen, bevor der 
Versicherer den Umfang des Rechtsschutzes bestätigt 
und entstehen durch solche Maßnahmen Kosten, trägt 
der Versicherer nur die Kosten, die er bei einer Rechts-
schutzbestätigung vor Einleitung dieser Maßnahmen zu 
tragen hätte.
c)	 Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftra-
genden Rechtsanwalt aus dem Kreis der Rechtsanwälte 
auswählen, deren Vergütung der Versicherer nach III. 
Abs. 1 a) und b) trägt. Der Versicherer wählt den Rechts-
anwalt aus,
–	 wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt;
–	 wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsan-

walt benennt und dem Versicherer die alsbaldige 
Beauftragung eines Rechtsanwaltes notwendig er-
scheint.

d)	 Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt 
nicht bereits selbst beauftragt hat, wird dieser von dem 
Versicherer im Namen des Versicherungsnehmers be-
auftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist der Ver-
sicherer nicht verantwortlich. 
e)	 Der Versicherungsnehmer hat
–	 den mit der Wahrnehmung seiner Interessen be-

auftragten Rechtsanwalt vollständig und wahrheits-
gemäß zu unterrichten, ihm die Beweismittel anzu-
geben, die möglichen Auskünfte zu erteilen und die 
notwendigen Unterlagen zu beschaffen;

–	 dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den 
Stand der Angelegenheit zu geben.

f)	 Wird eine der in den Abs. 1 oder 5 genannten Ob-
liegenheiten vorsätzlich verletzt, verliert der Versiche-
rungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob 
fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder 
teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der 
Verletzung einer nach Eintritt des Rechtsschutzfalles 
bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit 
zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Ver-
sicherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz 
bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutz-
falles noch für die Feststellung oder den Umfang der 
dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. 

Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Oblie-
genheit arglistig verletzt hat.
g)	 Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Erfül-
lung seiner Obliegenheiten die Kenntnis und das Verhal-
ten des von ihm beauftragten Rechtsanwaltes zurechnen 
lassen, sofern dieser die Abwicklung des Rechtsschutzfal-
les gegenüber dem Versicherer übernimmt.
h)	 Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur 
mit schriftlichem Einverständnis des Versicherers abge-
treten werden.
i)	 Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen ande-
re auf Erstattung von Kosten, die der Versicherer getra-
gen hat, gehen mit ihrer Entstehung auf den Versicherer 
über. Die für die Geltendmachung der Ansprüche not-
wendigen Unterlagen hat der Versicherungsnehmer 
dem Versicherer auszuhändigen und bei deren Maß-
nahmen gegen die anderen auf Verlangen mitzuwirken. 
Dem Versicherungsnehmer bereits erstattete Kosten 
sind an den Versicherer zurückzuzahlen.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit 
nicht verpflichtet, als der Versicherer infolgedessen kei-
nen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. 
Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Oblie-
genheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

(5)	 a) Soweit die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 
bezüglich der Rechtslage keine hinreichende Aussicht 
auf Erfolg bietet, kann der Versicherer den Rechtsschutz 
ganz oder teilweise ablehnen.
b)	 Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer unter 
Angabe der Gründe unverzüglich mitzuteilen, sobald 
der Sachverhalt genügend geklärt ist. Stimmt der Ver-
sicherungsnehmer der Auffassung der Rechtsschutzver-
sicherung nicht zu, kann der Versicherungsnehmer den 
für ihn tätigen oder noch zu beauftragenden Rechtsan-
walt auf Kosten der Rechtsschutzversicherung veranlas-
sen, dieser gegenüber eine begründete Stellungnahme 
darüber abzugeben, dass die Wahrnehmung seiner 
rechtlichen Interessen hinreichende Aussicht auf Erfolg 
bietet, nicht mutwillig erscheint und nicht in grobem 
Missverständnis zu dem angestrebten Erfolg steht. Die 
Entscheidung des Rechtsanwalts ist für beide Teile bin-
dend, es sei denn, dass sie offenbar von der wirklichen 
Sach- oder Rechtslage erheblich abweicht.
c)	 Die Rechtsschutzversicherung kann dem Versiche-
rungsnehmer eine Frist von mindestens einem Monat 
setzen, binnen derer der Versicherungsnehmer den 
Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß über die 
Sachlage zu unterrichten und die Beweismittel anzuge-
ben hat, damit dieser die Stellungnahme gemäß Absatz 2 
abgeben kann. Kommt der Versicherungsnehmer dieser 
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Verpflichtung nicht innerhalb der gesetzten Frist nach, 
entfällt der Versicherungsschutz. Die Rechtsschutzver-
sicherung ist verpflichtet, den Versicherungsnehmer 
ausdrücklich auf die mit dem Fristablauf verbundene 
Rechtsfolge hinzuweisen.

4.13 Vorsorgeversicherung
Abweichend von Ziff. 4.2 AHB CIF4ALL 2021 gelten die verein-
barten Deckungssummen auch für die Vorsorgeversicherung.

4.14 Klausel zur Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit
Hinsichtlich der Verpflichtung zur Beitragszahlung gilt fol-
gendes:
(1) Der Versicherer übernimmt, wenn der Versicherungs-
nehmer arbeitslos im Sinne des § 138 SGB (Sozialgesetz-
buch) III ist und Arbeitslosengeld nach § 137 SGB III bezieht, 
die Beitragszahlung für den Versicherungsvertrag längstens 
für die Dauer eines Jahres (Beitragsbefreiung bei Arbeitslo-
sigkeit). Die erstmalige Beitragsbefreiung setzt voraus, dass 
der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Befreiungsgrun-
des mindestens zwei Jahre ununterbrochen
–	 in einem ungekündigten und nicht befristeten Arbeits-

verhältnis nach deutschem Recht stand und
–	 ein Arbeitsentgelt bezog, das über dem einer geringfügi-

gen Beschäftigung lag.
Ein erneuter Leistungsanspruch setzt voraus, dass der Ver-
sicherungsnehmer wieder
–	 in einem nicht befristeten Arbeitsverhältnis nach deut-

schem Recht stand und
–	 ein Arbeitsentgelt bezog, das über dem einer geringfügi-

gen Beschäftigung lag.
Die Beitragsbefreiung ist während der Gesamtlaufzeit des 
Versicherungsvertrages für maximal drei Inanspruchnah-
men insgesamt möglich.
(2) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung ist unverzüglich gel-
tend zu machen. Dem Versicherer ist Auskunft über alle zu 
ihrer Feststellung erforderlichen Umstände zu erteilen und 
das Vorliegen ihrer Voraussetzungen durch Vorlage einer 
amtlichen Bescheinigung nachzuweisen.
(3) Die Beitragsbefreiung endet vor Ablauf eines Jahres, 
wenn der Versicherungsnehmer ein Arbeitsverhältnis auf-
nimmt. Über die Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses hat 
der Versicherungsnehmer den Versicherer unverzüglich zu 
informieren.
(4) Der Versicherungsnehmer hat auf Anforderung, höchs-
tens jedoch alle drei Monate, Auskunft über das weitere 
Vorliegen der Voraussetzungen für die Beitragsbefreiung 
zu geben und geeignete Nachweise vorzulegen. Kommt 
er dieser Verpflichtung nicht unverzüglich nach, endet die 
Beitragsbefreiung. Sie tritt jedoch mit sofortiger Wirkung 
wieder in Kraft, wenn die Auskünfte und Nachweise nach-
gereicht werden.
(5) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung verjährt in drei Jah-
ren. Die Verjährung beginnt am Schluss des Kalenderjahres, 
in dem die Nachweise und Auskünfte nach Ziffer 2 hätten 

erteilt werden können. Der Zeitraum ab der Geltendma-
chung des Anspruchs bis zur Entscheidung des Versicherers 
über die Beitragsbefreiung wird in die Verjährungsfrist nicht 
mit eingerechnet.
(6) Eine Beitragsbefreiung erfolgt nicht,

a)	 wenn ein anderer, ausgenommen aufgrund einer 
gesetzlichen Unterhaltspflicht, verpflichtet ist, den Ver-
sicherungsbeitrag zu zahlen,
b)	 wenn eine der Voraussetzungen nach Ziffer 1
–	 bei Versicherungsbeginn vorliegt;
–	 innerhalb von sechs Monaten nach Versicherungs-

beginn eintritt (Wartezeit);
–	 in ursächlichem Zusammenhang mit militärischen Kon-

flikten, inneren Unruhen, Streiks oder Nuklearschäden 
(ausgenommen medizinische Behandlung) steht;

–	 in ursächlichem Zusammenhang mit einer vorsätzli-
chen Straftat des Versicherungsnehmers steht oder 
von ihm vorsätzlich schuldhaft verursacht wurde;

c)	 wenn der Versicherungsnehmer das 58. Lebensjahr 
vollendet hat;
d)	 wenn der bei Eintritt der Arbeitslosigkeit fällige Bei-
trag nicht bezahlt war.

(7) Die Beitragsbefreiung kann nur der Versicherungsneh-
mer in Anspruch nehmen.

4.15 Ansprüche aus Benachteiligungen/Antidiskrimi-
nierungsdeckung
(1) Abweichend von Ziff. 7.17 AHB CIF4ALL 2021 besteht 
Versicherungsschutz für den Fall, dass der Versicherungs-
nehmer oder mitversicherte Personen aufgrund gesetz-
licher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts 
für einen Personen-, Sach- oder Vermögensschaden auf 
Schadensersatz wegen Benachteiligungen in Anspruch ge-
nommen werden. Gründe für eine Benachteiligung sind die 
Rasse, die ethnische Herkunft, das Geschlecht, die Religion, 
die Weltanschauung, eine Behinderung, das Alter oder die 
sexuelle Identität.
(2) Für den Versicherungsnehmer und die mitversicherten 
Personen gemäß Ziff. 2.1 besteht Versicherungsschutz als 
Dienstherr der im Privathaushalt oder im sonstigen priva-
ten Lebensbereich beschäftigten Personen. Beschäftigte 
Personen sind auch die Bewerberinnen und Bewerber für 
ein Beschäftigungsverhältnis sowie die Personen, deren Be-
schäftigungsverhältnis beendet ist.
(3) Versicherungsfall ist – abweichend von Ziff. 1.1 AHB 
CIF4ALL 2021 – die erstmalige Geltendmachung eines Haft-
pflichtanspruchs gegen den Versicherungsnehmer oder 
eine mitversicherte Person während der Dauer des Versi-
cherungsvertrages. Im Sinne dieses Vertrages ist ein Haft-
pflichtanspruch geltend gemacht, wenn gegen den Versiche-
rungsnehmer oder eine mitversicherte Person ein Anspruch 
schriftlich erhoben wird oder ein Dritter dem Versicherungs-
nehmer oder einer mitversicherten Person schriftlich mit-
teilt, einen Anspruch gegen den Versicherungsnehmer oder 
eine mitversicherte Person zu haben.
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(4) Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegen-
de Benachteiligung müssen während der Wirksamkeit der 
Versicherung erfolgt sein. Wird eine Benachteiligung durch 
fahrlässige Unterlassung verursacht, gilt sie im Zweifel als an 
dem Tag begangen, an welchem die versäumte Handlung 
spätestens hätte vorgenommen werden müssen, um den 
Eintritt des Schadens abzuwenden.
(5) Für den Umfang der Leistung des Versicherers ist die 
im Versicherungsschein angegebene Versicherungssumme 
der Höchstbetrag für jeden Versicherungsfall und für alle 
während eines Versicherungsjahres eingetretenen Versi-
cherungsfälle zusammen.
(6) Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche

a)	 gegen den Versicherungsnehmer und/oder die mit-
versicherten Personen, soweit sie den Schaden durch 
wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Be-
schluss, Vollmacht oder Weisung oder durch sonstige 
wissentliche Pflichtverletzung herbeigeführt haben; dem 
Versicherungsnehmer und/oder den mitversicherten 
Personen werden die Handlungen oder Unterlassungen 
nicht zugerechnet, die ohne ihr Wissen begangen wor-
den sind;
b)	 die von den mitversicherten Personen gemäß Ziff. 
2.1 geltend gemacht werden;
c)	 teilweise abweichend von Ziff. 4.3 (1). c):
–	 welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands gel-

tend gemacht werden – dies gilt auch im Falle der 
Vollstreckung von Urteilen, die außerhalb Deutsch-
lands gefällt wurde –;

–	 wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts 
ausländischer Staaten;

d)	 auf Entschädigung und/oder Schadenersatz mit 
Strafcharakter; hierunter fallen auch Strafen, Buß- und 
Ordnungs- oder Zwangsgelder, die gegen den Versiche-
rungsnehmer oder die mitversicherten Personen ver-
hängt worden sind;
e)	 wegen Gehalt, rückwirkenden Lohnzahlungen, Pen-
sionen, Renten, Ruhegeldern, betrieblicher Altersversor-
gung, Abfindungszahlungen im Zusammenhang mit der 
Beendigung von Arbeitsverhältnissen und Sozialplänen 
sowie Ansprüche aus Personenschäden, bei denen es 
sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb 
des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt.

4.16 Umweltschäden
(1)	 In Ergänzung zu Ziff. 1.1 AHB CIF4ALL 2021 werden im 
Rahmen der Ziff. 1 und 2 öffentlich-rechtliche Schaden-
ersatzansprüche gegen die dort genannten Personen nach 
dem Umweltschadengesetz (USchadG) wie folgt versichert:
–	 Schäden an fremden Böden,
–	 Schäden an fremden Gewässern,
–	 Biodiversität auf fremden Grundstücken (Umwelt-
schaden-Basisdeckung).
(2)	 Versichert sind Forderungen, die im Inland erhoben bzw. 

vor einem deutschen Gericht verhandelt werden. Mitversi-
chert sind die Schadenersatz- oder Entschädigungszahlung 
selbst sowie die zur Abwehr erforderlichen Gerichts- und 
Anwaltskosten und die auf Veranlassung durch den Versi-
cherer entstandenen weiteren Verfahrenskosten.
(3)	 Ausgenommen bleiben Ansprüche, für die Versiche-
rungsschutz nach Ziff. 7, nach den Bedingungen zur Ge-
wässerschadenhaftpflichtversicherung (Anlagenrisiko) oder 
im Rahmen einer betrieblichen Versicherung besteht; dort 
ausgeschlossene Tatbestände bleiben auch nach dieser Re-
gelung ausgeschlossen. Ausgeschlossen sind Schäden an 
eigenen, gemieteten, gepachteten oder sonst vertraglich in 
Besitz genommenen Grundstücken einschließlich der Ge-
wässer und dortiger Biodiversität.
(4)	 Versicherungsschutz besteht für Handlungen oder Zu-
stände, die während der Vertragslaufzeit eingetreten sind, 
bzw. für Ansprüche, die binnen eines Jahres nach Vertrags-
ende erhoben wurden. 
(5)	 Die Regelung nach Ziff. 4.16 kann ohne Aufhebung des 
Hauptvertrages von beiden Vertragspartnern ohne Angabe 
von Gründen mit textlicher Erklärung unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat gekündigt werden. Der andere Ver-
tragspartner ist in diesem Fall berechtigt, die Aufhebung des 
Hauptvertrages zum selben Zeitpunkt zu verlangen. 

4.17 Summen- und Bedingungsdifferenzdeckung
Beantragt ein Kunde Anschlussversicherungsschutz für die 
Haftpflichtversicherung, und besteht zu diesem Zeitpunkt 
noch ein anderweitiger gültiger auslaufender Haftpflicht-
versicherungsvertrag, so besteht eine Summen- und Bedin-
gungsdifferenzdeckung unter folgenden Voraussetzungen 
und Bedingungen:
(1) Soweit der beantragte Versicherungsschutz des künf-
tigen Vertrages über den der anderen noch bestehenden 
Haftpflichtversicherung hinausgeht, gewährt der Versiche-
rer dem Versicherungsnehmer Differenzdeckung für solche 
Ereignisse, die zukünftig über den Anschlussversicherungs-
schutz gedeckt wären.
1.	 Eine Leistung aus der Summen- und Bedingungsdiffe-

renzdeckung erfolgt im Anschluss an die anderweitig be-
stehende Haftpflichtversicherung.

2.	 Deckung aus bestehenden Haftpflichtversicherungen 
geht ausnahmslos diesem Vertrag vor.  

3.	 Dabei bilden die in diesem Differenzvertrag vereinbar-
ten Selbstbeteiligungen und die hier genannten Bedin-
gungen den Rahmen für gleichartige Leistungen aus 
allen Versicherungsverträgen zusammen. 

4.	 Leistet der Versicherer aus einer anderen Haftpflichtver-
sicherung nicht, weil der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung des Beitrages im Verzug war oder eine Oblie-
genheit verletzt wurde, so wird dadurch der Umfang der 
Bedingungsdifferenzdeckung nicht vergrößert.

Der Versicherungsschutz für die Summen- und Bedingungs-
differenzdeckung gilt längstens für 18 Monate ab Antrags-
eingang und endet automatisch mit dem Beginn des end-
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gültigen Versicherungsvertrages. 
Er entfällt rückwirkend ab Beginn, wenn der endgültige Ver-
trag nicht zustande kommt. 
Beide Vertragsparteien haben das Recht, die Summen- und 
Bedingungsdifferenzdeckung während der Laufzeit mit Mo-
natsfrist zu kündigen. 
Sollte der Anschlussversicherungsschutz nicht zustande 
kommen, so kann der Differenzbeitrag für den Zeitraum des 
Differenzversicherungsschutzes p.r.t. auf Basis des nicht zu-
stande gekommenen Anschlussvertrages erhoben werden.
(2) Bei Eintritt eines Versicherungsfalles hat der Versiche-
rungsnehmer unverzüglich 
1.	 den Versicherungsfall dem Versicherer anzuzeigen, so-

fern bereits für den Versicherungsnehmer erkennbar 
ist, dass der anderweitige Versicherer nicht oder teilwei-
se leistet,

2.	 den Versicherungsfall dem Versicherer spätestens dann 
anzuzeigen, wenn der anderweitige Versicherer den 
Versicherungsschutz ganz oder teilweise versagt hat.

Der Versicherungsnehmer hat im Übrigen jede zumutbare Un-
tersuchung über Ursachen und Höhe des Schadens und über 
den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten, jede hier-
zu dienliche Auskunft und Vollmacht zu erteilen oder erteilen 
zu lassen und Belege beizubringen. Das gilt auch und insbe-
sondere für Nachweise und Leistungen anderer Versicherer.

4.18 Versehentliche Obliegenheitsverletzung
Die in den AHB CIF4ALL 2021 genannten Folgen treten bei 
versehentlicher Obliegenheitsverletzung nicht ein, wenn die 
Erfüllung der Obliegenheit bei Erkennen unverzüglich nach-
geholt wurde.

4.19 Neuwertentschädigung
In Abänderung bestehenden Versicherungsbedingungen 
leistet der Versicherer auf Wunsch des Versicherungsneh-
mers für Sachschäden Schadenersatz zum Neuwert.
Die Höchstentschädigung ist auf 3.000 € je Versicherungsfall 
und Versicherungsjahr begrenzt. Sofern für diesen Vertrag 
eine generelle Selbstbeteiligung vereinbart wurde, gilt die-
se nicht bei einer Neuwertentschädigung. Der beschädigte/
zerstörte Gegenstand darf zum Zeitpunkt der Beschädi-
gung/Zerstörung nicht älter als 12 Monate ab Kaufdatum 
sein. Der Nachweis des Kaufdatums obliegt dem Versi-
cherungsnehmer. Kann das Kaufdatum nicht nachgewie-
sen werden, besteht lediglich Anspruch auf Zeitwertent-
schädigung. 
Ausgeschlossen bleiben Schäden an
–	 mobilen Kommunikationsmitteln jeder Art (z. B. Mobile 

Telefone, Pager)
–	 Computern jeder Art, auch tragbaren Computersyste-

men (z. B. Laptop, Tablet-PC)
–	 Film- und Fotoapparaten
–	 tragbaren Musik- oder Videowiedergabegeräten (z. B. 

MP3-Player, CD-Wiedergabegeräte) 
–	 Brillen jeder Art.

4.20 Befriedigung von Ansprüchen über die gesetz-
liche Haftung hinaus 
Ist eine Haftung der Höhe oder dem Grunde nach nicht 
gegeben, leistet der Versicherer auf Wunsch des Versiche-
rungsnehmers aus vom Versicherungsnehmer vertrag-
lich übernommener Haftung und aus vom Versicherungs-
nehmer anerkannten Schadenersatzansprüchen über die 
gesetzliche Haftpflicht hinaus Schadenersatz. Die Höchst-
entschädigung ist auf 1.000 € je Versicherungsfall und Ver-
sicherungsjahr begrenzt.  Sofern für diesen Vertrag eine ge-
nerelle Selbstbeteiligung vereinbart wurde, gilt diese nicht 
für diese Entschädigung.

4.21 freiwillige Notfallhilfe
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht von Personen, 
die den versicherten Personen bei Notfällen freiwillig Hil-
fe leisten, gegenüber Dritten aus dieser Tätigkeit. Erlangt 
der Versicherte Versicherungsschutz aus einem anderen 
Haftpflichtversicherungsvertrag, entfällt der Versicherungs-
schutz aus diesem Vertrag.

4.22 Gegenseitige Ansprüche mitversicherter Perso-
nen untereinander 
Abweichend von Ziff. 7.4 und 7.5 AHB CIF4ALL2021 besteht 
Versicherungsschutz auch bei Personenschäden, wenn 
Schädiger und Geschädigter zum Zeitpunkt des Schadens in 
häuslicher Gemeinschaft leben.

4.23 Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen 
Abweichend von Ziff. 7.16 AHB CIF4ALL2021 sind gesetz-
liche Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlich-
keits- und Namensrechtsverletzung mitversichert.

4.24 Versicherungswechsel
Ist zum Zeitpunkt der Schadenmeldung unklar, ob ein 
Schadenfall während der Gültigkeit dieser Versicherung 
eingetreten ist oder in die Zuständigkeit der bis zu diesem 
Zeitpunkt bestehenden Vorversicherung fällt, wird der Versi-
cherer die Schadenbearbeitung nicht wegen des fehlenden 
Nachweises der Zuständigkeit ablehnen.
Kann der Versicherer sich mit dem Vorversicherer nicht ei-
nigen, welche Gesellschaft für den Schaden zuständig ist, 
tritt der Versicherer im Rahmen des mit ihm vereinbarten 
Versicherungsschutzes in Vorleistung, sofern und soweit 
die Leistung auch im Falle einer unverändert fortgeführten 
Vorversicherung erbracht worden wäre. Dies setzt voraus, 
dass der Versicherer soweit wie möglich bei der Klärung 
des Sachverhaltes vom Versicherungsnehmer unterstützt 
und diesbezügliche Ansprüche des Versicherungsnehmers 
gegen den Vorversicherer an den Versicherer abgetreten 
werden.
Sollte sich im Rahmen der Geltendmachung der an den Ver-
sicherer abgetretenen Ansprüche herausstellen, dass der 
Schaden tatsächlich nicht in die Zuständigkeit des Versi-
cherers fiel und der Vorversicherer ebenfalls nicht oder nur 
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eingeschränkt zur Leistung verpflichtet war, kann der Ver-
sicherer die zu viel erbrachte Leistung vom Versicherungs-
nehmer zurückverlangen.
Bleibt hingegen unklar, welche Gesellschaft für den Schaden 
zuständig ist, erbringt der Versicherer auch eine sich gegen-
über der Vorversicherung ergebende Mehrleistung, sofern 
festgestellt werden kann, dass es zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses beim Versicherer noch keine Anzeichen für einen 
bereits eingetretenen Schaden gab.
Der Versicherungsvertrag beginnt um 0:00 Uhr des ersten 
Tages der Vertragslaufzeit. Endet der Vorvertrag um 12:00 
Uhr des Vortages, gewährt der Versicherer abweichend Ver-
sicherungsschutz für den Zeitraum von 12:00 des Vortages 
bis 0:00 zum Tag des Versicherungsbeginns dieses Vertrages.

4.25 Besitzstandsgarantie
(1) Stellt sich bei einem Schadenfall heraus, dass der Ver-
sicherungsnehmer durch die Vertragsbedingungen zur Pri-
vathaftpflichtversicherung des Vorvertrags beim vorherigen 
Versicherer in Bezug auf den Versicherungsumfang besser-
gestellt gewesen wäre, wird über die Besitzstandsgarantie 
nach den Versicherungsbedingungen des letzten Vertrags-
standes des direkten Vorvertrags reguliert. Der Versiche-
rungsnehmer hat in diesem Fall die Bedingungen des Vor-
versicherers zur Verfügung zu stellen.
(2) Die Besitzstandsgarantie gilt nur insoweit, dass
1. 	 ununterbrochen Versicherungsschutz bestand;
2. 	 der Vorvertrag auf Basis der Allgemeinen Versicherungs-

bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) bei 
einem in Deutschland zugelassenen Versicherungsun-
ternehmen abgeschlossen war;

3. 	 die durch diesen Vertrag vereinbarte Deckungssumme 
die Höchstersatzleistung darstellt; 

4. 	 der Versicherungsfall ist nicht später als fünf Jahre nach 
Vertragsbeginn des jetzigen Vertrages eingetreten.

(3) Darüber hinaus gilt die Besitzstandsgarantie nicht für 
Schäden im Zusammenhang mit
1. 	 Vorsatz;
2.	  beruflichen und gewerblichen Risiken;
3. 	 Assistance- und sonstige versicherungsfremde Dienst-

leistungen;
4. 	 vertraglicher Haftung;
5. 	 Eigenschäden;
6. 	 Asbest, asbesthaltigen Substanzen oder Erzeugnissen
7. 	 Haftpflichtansprüchen aus Risiken, die der Versiche-

rungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen mit 
Ausnahme einer Versicherungspflicht für Hundehalter.

5.	 Mitversicherung von Vermögensschäden
 
5.1	Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziff. 
2.1 AHB CIF4ALL 2021 wegen Versicherungsfällen, die wäh-
rend der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 

5.2	Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 
(1)	 durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag 
oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelie-
ferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen; 
(2)	 aus planender, beratender, bau- oder montageleiten-
der, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 
(3)	 aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an 
wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 
(4)	 aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 
(5)	 aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveran-
staltung; 
(6)	 aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Lea-
sing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zah-
lungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung sowie aus Un-
treue oder Unterschlagung; 
(7)	 aus Rationalisierung und Automatisierung; 
(8)	 aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und 
Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts; 
(9)	 aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und 
Kostenanschlägen; 
(10) aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehema-
lige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäfts-
führung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer 
Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe im Zusammen-
hang stehen; 
(11) aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder be-
hördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingun-
gen des Auftraggebers oder aus sonstiger bewusster Pflicht-
verletzung; 
(12) aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von 
Geld, Wertpapieren und Wertsachen; 
(13) aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. Geräu-
sche, Gerüche, Erschütterungen). 

6.	 Leistungsgarantie und Geltung von Leistungsver-
besserungen/Innovationsklausel
 
(1)	 Garantiezusagen zu den empfohlenen Mindestleistun-
gen des GDV:
Es wird garantiert, dass die vorliegenden Versicherungs-
bedingungen hinsichtlich des Umfanges des Versiche-
rungsschutzes unter Einbeziehung aller optionaler und 
mitversicherten Risiken ausschließlich zum Vorteil der ver-
sicherten Personen von den durch den Gesamtverband der 
Deutschen Versicherungs-wirtschaft (GDV) empfohlenen 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Privathaft-
pflichtversicherung (AVB PHV), den Allgemeine Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB), 
der Muster-Bedingungsstruktur IX sowie der Muster-Be-
dingungsstruktur (Allgemeiner Teil - AT) – jeweils aktueller 
Stand – abweichen.
Künftige Verbesserungen des Umfanges des Versicherungs-
schutzes der empfohlenen Musterbedingungen, die über 
den Umfang der vorliegenden Bedingungen hinausgehen, 
gelten automatisch für diesen Vertrag.
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(2)	 Garantiezusagen zu den empfohlenen Mindeststan-
dards des Arbeitskreises Beratungsprozesse:
Es wird garantiert, dass die vorliegenden Versiche-
rungsbedingungen hinsichtlich des Umfanges des Ver-
sicherungsschutzes unter Einbeziehung aller optionalen 
und mitversicherten Risiken ausschließlich zum Vorteil 
versicherter Personen von den empfohlenen Mindest-
standards des Arbeitskreises Beratungsprozesse für die 
Private Haftpflichtversicherung – jeweils aktueller Stand 
– abweichen.
Künftige Verbesserungen des Umfanges des Versicherungs-
schutzes der Mindeststandards, die über den Umfang der 
vorliegenden Bedingungen hinausgehen, gelten automa-
tisch für diesen Vertrag.
(3)	 Innovationsklausel
In die Allgemeinen Vertragsbedingungen oder die Besonde-
re Bedingungen für das jeweilige Produkt aufgenommene 
spätere Leistungsverbesserungen gelten automatisch für 
den Bestand, sofern die Leistungserweiterung nicht mit 
einer Beitragserhöhung verbunden war

7.	 Gewässerschäden 

7.1	Gegenstand der Versicherung 
(1)	 Versichert ist die Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
–	 als Inhaber von Heizöltanks auf den in Ziff. 1.4 genann-

ten Grundstücken;
–	 als Inhaber von Flüssiggastanks auf den in Ziff. 1.4 ge-

nannten Grundstücken;
–	 als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von insgesamt 

höchstens 1.000 Liter bzw. Kilogramm haushaltsübli-
cher Stoffe wie Farben, Lacke, Ölfarben, Verdünner, etc., 
begrenzt auf 100 Liter bzw. Kilogramm je Einzelgebinde;

–	 als Inhaber von privat genutzten Abwassergruben auf 
diesen Grundstücken ausschließlich für häusliche Ab-
wässer ohne Einleitung in Gewässer;

–	 als Inhaber der im Versicherungsschein oder seinen 
Nachträgen angegebenen Anlagen zur Lagerung von 
gewässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung 
dieser gelagerten Stoffe für unmittelbare oder mittel-
bare Folgen (Personen-, Sach- und Vermögensschäden) 
von Veränderungen der physikalischen, chemischen 
oder biologischen Beschaffenheit eines Gewässers ein-
schließlich des Grundwassers (Gewässerschaden).

(2)	 Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
sowie im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, finden die 
Allgemeinen Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB CIF4ALL 2021) Anwendung. 
(3)	 Mitversichert sind die Personen, die der Versicherungs-
nehmer durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, 
Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke 
beauftragt hat für den Fall, dass sie aus Anlass dieser Ver-
richtung in Anspruch genommen werden. Ausgeschlossen 
sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen 
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb 

des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch 
VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß 
den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder 
infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienst  stelle 
zugefügt werden. 

7.2	Versicherungsleistungen 
Der Versicherungsschutz wird im Rahmen einer Einheitsver-
sicherungssumme (gleichgültig, ob Personen-, Sach- oder 
Vermögensschäden) bis zur Höhe der im Versicherungs-
schein genannten Deckungssumme gewährt. 

7.3	Rettungskosten 
(1)	 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens für geboten halten durfte (Rettungs-
kosten), soweit außergerichtliche Gutachterkosten, werden 
vom Versicherer insoweit übernommen, als sie zusammen 
mit der Entschädigungsleistung die Einheitsversicherungs-
summe nicht übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten 
bleibt es bei der Regelung der Allgemeinen Bedingungen für 
die Haftpflichtversicherung (AHB CIF4ALL 2021). 
(2)	 Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- 
und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit 
zu ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädigung die 
Einheitsversicherungssumme übersteigen. Eine Billigung 
des Versicherers von Maßnahmen des Versicherungsneh-
mers oder Dritter zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers. 

7.4	Vorsätzliche Verstöße 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Perso-
nen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die 
den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem Ge-
wässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den 
Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnun-
gen oder Verfügungen herbeigeführt haben. 

7.5	Vorsorgeversicherung 
Die Bestimmungen der Ziff. 3.1 (3) und 4 AHB CIF4ALL 2021 
– Vorsorgeversicherung – finden keine Anwendung. 

7.6	Gemeingefahren 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, 
die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, ande-
ren feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in einem Bun-
desland) oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnah-
men von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt für Schäden 
durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte 
ausgewirkt haben. 

7.7	Eingeschlossene Schäden 
Eingeschlossen sind abweichend von Ziff. 1.1 AHB CIF4ALL 
2021 – auch ohne dass ein Gewässerschaden droht oder 
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eintritt – Schäden an unbeweglichen Sachen des Versiche-
rungsnehmers, die dadurch verursacht werden, dass die 
gewässerschädlichen Stoffe bestimmungswidrig aus der 
Anlage gemäß Ziff. 7.1 (1) ausgetreten sind. Der Versicherer 
ersetzt die Aufwendungen zur Wiederherstellung des Zu-
stands, wie er vor Eintritt des Schadens bestand. Eintreten-
de Wertverbesserungen sind abzuziehen. Ausgeschlossen 
bleiben Schäden an der Anlage gemäß Ziff. 7.1 (1) selbst. 
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 250 € 
selbst zu tragen.***

8.	 Besondere Vertragsformen    

8.1	Single-Versicherung 
Sofern ein Single-Tarif vereinbart ist, gilt Folgendes: 
(1)	 Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf 
die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als Einzelperson. 
(2)	 Die Bestimmungen über mitversicherte Personen ge-
mäß Ziff. 1.1, 2.1, 2.3 und 4.8 haben für diesen Vertrag keine 
Gültigkeit. 
(3)	 Änderungen des Familienstandes sind dem Versicherer 
mitzuteilen. Es gelten die Bestimmungen über die Erhöhung 
und Erweiterung von versicherten Risiken gemäß Ziff. 3.1 (2) 
und 13 AHB CIF4ALL 2021. 

8.2	Senioren-Versicherung
Sofern der Senioren-Tarif vereinbart ist, gilt Folgendes:
(1)	 Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf 
die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers sowie des Ehegatten, eingetragenen Lebenspart-
ners* oder des in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versi-
cherungsnehmer lebenden Partners einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft.
(2)	 Die Bestimmungen über weitere mitversicherte Perso-
nen gemäß Ziff. 1.1, 2.1 (2) bis (5) und 2.3 haben für diesen 
Vertrag keine Gültigkeit.
(3)	 Änderungen des Familienstandes sind dem Versicherer 
mitzuteilen. Es gelten die Bestimmungen über die Erhöhung 
und Erweiterung von versicherten Risiken gemäß Ziff. 3.1 (2) 
und 13 AHB CIF4ALL 2021.   

8.3	Single-Versicherung mit Kind
Sofern die Tarifvariante Single mit Kind vereinbart ist, gilt 
Folgendes: 
(1)	 Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf 
die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als Einzelperson sowie dessen Kind(er) gem. Ziff. 
2.1 (2). 
(2)	 Die Bestimmungen über mitversicherte Personen ge-
mäß Ziff. 1.1, 2.1 (1), 2.1 (3) – (6) und 4.5 haben für diesen 
Vertrag keine Gültigkeit. Die Bestimmungen gem. Ziff. 4.8 
gelten nur für den mitversicherten Personenkreis gem. Ziff. 
8.3 (1).

8.4	Familienversicherung ohne Kinder
Sofern die Tarifvariante Familie ohne Kind vereinbart ist, gilt 
Folgendes:
(1)	 Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf 
die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers sowie des Ehegatten, eingetragenen Lebenspart-
ners* oder des in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versi-
cherungsnehmer lebenden Partners einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft.
(2)	 Die Bestimmungen über weitere mitversicherte Perso-
nen gemäß Ziff. 1.1, 2.1 (2) bis (5) und 2.3 haben für diesen 
Vertrag keine Gültigkeit.
(3)	 Änderungen des Familienstandes sind dem Versicherer 
mitzuteilen. Es gelten die Bestimmungen über die Erhöhung 
und Erweiterung von versicherten Risiken gemäß Ziff. 3.1 (2) 
und 13 AHB CIF4ALL 2021.

9.	 Anpassung der Prämie
In Ergänzung zu Ziff. 15 AHB CIF4ALL 2021 gelten für die 
Prämienanpassung folgende Bestimmungen:

9.1	Grundsatz 
Die Prämien werden unter Berücksichtigung von Schaden-
aufwand, Kosten (insbesondere Schadenregulierungskos-
ten, Rückversicherungsprämien, Verwaltungskosten, Feuer-
schutzsteuer, Provisionen) und Gewinnansatz kalkuliert

9.2	Prämienanpassungsklausel
(1)	 Der Versicherer ist berechtigt, die Kalkulation für beste-
hende Verträge jährlich zu überprüfen. Dabei ist außer der 
bisherigen Schadenentwicklung einer ausreichend großen 
Zahl von Risiken, die die gleichen Tarifmerkmale aufweisen, 
auch die voraussichtliche künftige Schaden- und Kostenent-
wicklung des Versicherers zu berücksichtigen. Dabei sind 
die anerkannten Grundsätze der Versicherungsmathematik 
anzuwenden. Die sich aufgrund der Neukalkulation erge-
benden Prämienanpassungen gelten ab Beginn des nächs-
ten Versicherungsjahres für bestehende Verträge.
(2)	 Die Prämien dürfen nach der Anpassung nicht höher 
sein, als die Prämien für neu abzuschließende Verträge, so-
fern diese Tarife die gleichen Tarifmerkmale sowie den glei-
chen Deckungsumfang aufweisen.
(3)	 Die Prämienanpassungen, die sich aus der Neukalkulati-
on ergeben, werden dem Versicherungsnehmer spätestens 
einen Monat vor Inkrafttreten mitgeteilt.
(4)	 Der Versicherungsnehmer hat im Falle einer sich hier-
aus ergebenen Prämienerhöhung das Recht den Versiche-
rungsvertrag mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung zu kündigen. 
Die Kündigung muss innerhalb eines Monats nach Eingang 
der Mitteilung über die Prämienerhöhung erfolgen.

10.	best advice – Best-Leistungsgarantie
Sollte ein in Deutschland zum Betrieb zugelassener Versi-
cherer einen allgemein zugänglichen Tarif zur Privat-Haft-
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pflichtversicherung mit weitreichenderem Leistungsumfang, 
höheren Entschädigungsgrenzen (Sublimits) oder geringe-
ren Selbstbeteiligungen anbieten, als der Versicherer anbie-
tet, wird der Versicherer im Schadenfall
a)	 den Versicherungsschutz um solche Leistungen erwei-
tern,
b)	 Entschädigungsgrenzen (Sublimits) bis zur Höhe der 
Entschädigungsgrenzen des anderweitigen Versicherers, 
jedoch maximal bis zu der diesem Vertrag zugrunde liegen-
den generellen Versicherungssumme, erweitern, 
c)	 Selbstbeteiligungen, sofern es sich nicht um generell 
zum Vertrag vereinbarte handelt, auf die Höhe solcher eines 
anderweitigen Vertrages reduzieren. 
Es muss sich um benannte Einschlüsse ohne Zuschlagsbei-
trag handeln. Deckungen auf „All Risk“-Basis oder Einschlüs-
se, die generell einer Beitragspflicht unterliegen, wie bei-
spielhaft Berufshaftpflicht für Lehrer oder Angestellte des 
öffentlichen Dienstes, fallen nicht darunter.
Voraussetzung ist, dass der Versicherungsnehmer die wei-
tergehenden Leistungen in Form von Versicherungsbedin-
gungen schriftlich nachweist.
Gleiche Leistungserweiterungen gelten für den bis zum 
Beginn dieses Vertrages bestehenden Vorvertrag, sofern 

dieser zumindest 1 Jahr durchgehend bestanden hat und 
zwischen dem Ende des Vorvertrages und Versicherungs-
beginn dieses Vertrages höchstens ein Monat lag. 
Von der Erweiterung des Versicherungsschutzes ausge-
schlossen sind generell Haftpflichtansprüche
–	 aus im Ausland vorkommenden Schadenereignissen,
–	 wegen der Befriedigung von Ansprüchen über die ge-

setzliche Haftpflicht hinaus,
–	 aufgrund beruflicher und gewerblicher Risiken,
–	 aus dem Gewässerschaden- und Anlagenrisiko,
–	 aus dem Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen 

oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen mit 
Ausnahme der Zwischenlagerung von Abfällen

–	 wegen Vorsatz,
–	 wegen vertraglicher Haftung,
–	 wegen Eigenschäden,
–	 aufgrund des Haltens und des Gebrauchs von versiche-

rungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen,
–	 wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Substan-

zen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind sowie
–	 jegliche Assistanceleistungen, wie unter anderem Not- 

und Handwerkerservice, juristische Hilfeleistungen, Be-
treuungsleistungen.

*	 Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft im Sinne des  
	 Lebenspartnerschaftsgesetzes oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht anderer Staaten lebt. 
**  	 Europa bedeutet: Europa im geografischen Sinn (zuzüglich Kanarische Inseln, Azoren, Madeira).
***	 Die genannten Selbstbehalte werden neben anderen vertraglichen Selbstbehalten angewandt.
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(BB Amt CIF4ALL 2021)
Stand: 01.06.2021

Besondere Bedingungen für die Dienst- und Amtshaftpflichtversicherung 

Diese Bedingungen gelten nur, soweit im Versiche-
rungsschein oder dessen Nachträgen die Mitversi-
cherung der Dienst- und Amtshaftpflichtversicherung 
ausdrücklich ausgewiesen ist. Dieses Risiko kann nur 
als Zusatzrisiko zur Privat-Haftpflichtversicherung 
versichert werden. Die folgenden Erweiterungen des 
Versicherungsschutzes gelten nachrangig, soweit der 
Versicherungsnehmer oder die versicherte Person 
Leistungen bereits aus einem anderen Versicherungs-
vertrag beanspruchen kann.

1.	 Dienst- und Amtshaftpflichtversicherung 
Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB CIF4ALL 
2021) und den nachstehenden Besonderen Bedingungen 
Ihre gesetzliche Haftpflicht als Richter oder Beamter, An-
gestellter und Arbeiter des öffentlichen Dienstes und als 
Soldat (nicht jedoch als Angehöriger des freiwilligen Wehr-
dienstes) oder Angehöriger des Bundesgrenzschutzes
1.1	 bei Ausübung Ihrer dienstlichen Verrichtung
1.2	 in der von Ihnen angegebenen dienstlichen/berufli-

chen Tätigkeit.

2.	 Leistungsumfang  
Die Versicherung umfasst 
2.1	 Ansprüche geschädigter Dritter gegen Sie
2.2	 Rückgriffsansprüche wegen Schäden, die der Dienst-

herr einem Dritten zu ersetzen hatte, 
2.3	 Ansprüche des Dienstherrn wegen ihm unmittelbar zu-

gefügter Schäden. 
	 Es gelten die im Versicherungsschein oder dessen 

Nachträgen sowie in diesen Besonderen Bedingungen 
für die Amts-Haftpflichtversicherung genannten Ver-
sicherungssummen und Selbstbeteiligung. Auf Ziff. 5 
und 6 AHB CIF4ALL 2021 wird hingewiesen.

3.	 Versicherbare Personen 
Aufnahmefähig sind alle Beamten, Angestellten und Arbei-
ter des öffentlichen Dienstes (d. h. des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden, der kommunalen Verbände und sonstiger 
Körperschaften des öffentlichen Rechts) sowie Personen, 
die in einem vergleichbaren Dienstverhältnis stehen. Kein 
Versicherungsschutz besteht für
3.1	 Ärzte aller Fachbereiche (auch Tierärzte);
3.2	 kommunale und staatliche Baubeamte;
3.3	 Bedienstete in Forschungs- und wissenschaftlichen In-

stituten

	 Scheiden Sie während der Dauer des Vertrages aus 
dem Dienst (z. B. infolge Pensionierung oder aus sons-
tigen Gründen) aus, so erlischt damit die Dienst- und 
Amtshaftpflichtversicherung. Die Privat-Haftpflichtver-
sicherung bleibt bestehen.

4.	 Dienst- und Amtshaftpflicht 
 Mitversichert 
4.1	 sind – im Rahmen der AHB CIF4ALL 2021 – Haftpflicht-

ansprüche aus Schäden, für die Sie aufgrund gesetz-
licher Haftpflichtbestimmungen öffentlich-rechtlichen 
Inhalts einzustehen haben;

4.2	 ist – im Rahmen der AHB CIF4ALL 2021 – die gesetz-
liche Haftpflicht Ihres dienstlichen Vertreters, es sei 
denn, der Vertreter ist selbst entsprechend versichert;

4.3	 ist – soweit ausdrücklich vereinbart und im Versiche-
rungsschein oder dessen Nachträgen ausdrücklich 
ausgewiesen – die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 
Ihres Ehegatten, Lebenspartners oder Ihrer Kinder. 

5.	 Nicht versichert  
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Haftpflicht-
ansprüche
5.1	 aus Nebenämtern und Nebenbeschäftigungen, soweit 

diese nicht dienstlich angeordnet sind;
5.2	 aus der Jagdausübung;
5.3	 durch Halten von Tieren;
5.4	 aus der Verwendung von Kraft-, Luft-, Wasser- und 

Schienenfahrzeugen;
5.5	 durch Sprengungen und Entschärfen von Munition 

oder anderen Explosivkörpern;
5.6	 infolge vorschriftswidrigen Umgangs mit brennbaren 

oder explosiven Stoffen;
5.7	 aus der Verwaltung von Grundstücken oder der Füh-

rung wirtschaftlicher Betriebe;
5.8	 aus der Betätigung im Flugsicherungsdienst oder Lot-

sendienst;
5.9	 aus handwerklicher Berufstätigkeit, z. B. auf dem Ge-

biet des Kraftfahrzeugs- oder Nachrichtenwesens
5.10 wegen Schäden am Eigentum der Dienststelle oder an 

von Dritten der Dienststelle oder den Ihnen anvertrau-
ten Sachen oder wegen Schäden an fremden Sachen 
anlässlich Ihrer Tätigkeit;

5.11 aus Vermögensschäden. Die im Versicherungsschein 
oder dessen Nachträgen angegebene Versicherungs-
summe für Vermögensschäden gilt nicht für die Amts-
Haftpflichtversicherung.
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6.	 Vertragliche Besonderheiten bei Kraftfahrzeugen, 
Kraftfahrzeug-Anhängern, Luft- und Raumfahrzeu-
gen, Luftlandeplätzen und Wasserfahrzeugen 
6.1	Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger:
	 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-

sprüche wegen Schäden, die Sie, eine mitversicherte 
Person oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder 
Kraftfahrzeug-Anhängers verursachen.

	 Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen 
an einem Kraftfahrzeug oder Kraftfahrzeug-Anhänger 
ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn 
keine dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahr-
zeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Be-
trieb gesetzt wird.

6.2	 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze:
	 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprüche

6.2.1 wegen Schäden, die Sie, eine mitversicherte 
Person oder eine von Ihnen bestellte oder be-
auftragte Person durch den Gebrauch eines 
Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen oder 
für die Sie als Halter oder Besitzer eines Luft- 
oder Raumfahrzeugs in Anspruch genommen 
werden.

6.2.2	  wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, 
der mit diesen beförderten Sachen, der Insas-
sen und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden sowie wegen sonstiger Schäden 
durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus

(1) 	 der Planung oder Konstruktion, Herstellung 
oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen 
oder Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen, so-
weit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- 
oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- 
oder Raumfahrzeugen bestimmt waren,

(2) 	 Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, 
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- 
oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen.

6.2.3 	 gegen Sie als Eigentümer, Mieter, Pächter, 
Leasingnehmer und Nutznießer von Luftlan-
deplätzen.

		  Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Perso-
nen an einem Luft- oder Raumfahrzeug ist kein 
Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn 
keine dieser Personen Halter oder Besitzer des 
Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei 
nicht in Betrieb gesetzt wird.

6.3	 Wasserfahrzeuge
	 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-

sprüche wegen Schäden, die Sie, eine mitversicherte 
Person oder eine von ihnen bestellte oder beauftrag-
te Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs 
verursachen oder für die Sie als Halter oder Besitzer ei-
nes Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen werden.

	 Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an 

einem Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne die-
ser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter 
oder Besitzer des Wasserfahrzeugs ist und wenn das 
Wasserfahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

7.	 Vertragliche Besonderheiten bei Lehrern  
7.1	Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus 

7.1.1	 der Erteilung von Experimentalunterricht (auch 
mit radioaktiven Stoffen);

7.1.2	 der Erteilung von Nachhilfestunden;
7.1.3	 der Tätigkeit als Kantor und/oder Organist;
7.1.4	 Leitung und/oder Beaufsichtigung von Schüler- 

oder Klassenreisen sowie Schulausflügen und 
damit verbundenen Aufenthalten in Herbergen 
und Heimen, auch bei vorübergehendem Aus-
landsaufenthalt bis zu einem Jahr.

7.2	 Schadenereignisse bei vorübergehendem Auslands-
aufenthalt:

	 Für Ihren vorübergehenden Auslandsaufenthalt bis zu 
der im Versicherungsschein oder dessen Nachträgen 
genannten Dauer gilt folgende Besondere Bedingung:

	 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.9 AHB CIF4ALL 
2021 – Ihre gesetzliche Haftpflicht aus im Ausland vor-
kommenden Schadenereignissen.

	 Voraussetzung hierfür ist die Beibehaltung Ihres deut-
schen Hauptwohnsitzes.
7.2.1  USA/Kanada:
		  Bei in den USA/US-Territorien und Kanada ein-

tretenden Versicherungsfällen oder dort geltend 
gemachten Ansprüchen werden – abweichend 
von Ziff. 6.5 AHB CIF4ALL 2021 – Aufwendungen 
des Versicherers für Kosten als Leistungen auf 
die Versicherungssumme angerechnet.

		  Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeu-
gen- und Gerichtskosten; 

		  Aufwendungen zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens bei oder nach Eintritt des 
Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungs-
kosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer 
nicht selbst entstehen. Dies gilt auch dann, 
wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers 
hin entstanden sind.

7.2.2	 Ausschlüsse:
		  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind 

Ansprüche auf Entschädigung mit Strafcharakter, 
insbesondere punitive oder exemplary damages.

7.2.3	 Leistungserfüllung:
		  Die Leistungserfüllung des Versicherers erfolgt 

in der Vertragswährung. Die Verpflichtung des 
Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Betrag in der Vertragswährung bei 
einem inländischen Geldinstitut angewiesen ist.

7.3 	 Ausschlüsse
	 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Haft-

pflichtansprüche 
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7.3.1	 aus Forschungs- oder Gutachtertätigkeit sowie 
Lehrtätigkeit im Ausland.

7.3.2	 wegen Personenschäden, bei denen es sich 
um Dienst- oder Arbeitsunfälle im Betrieb, der 
Schule oder Dienststelle gemäß den beamten-
rechtlichen Bestimmungen oder der Reichsver-
sicherungsordnung handelt; eingeschlossen ist 
jedoch Ihre Haftpflicht wegen Personenschäden 
aus Arbeitsunfällen von Kindern, Schülern, Ler-
nenden und Studierenden.

8.	 Vermögensschäden
8.1	 Abweichend zu Ziff. 5.11 BB Amt CIF4ALL 2021 ist die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden, die we-
der durch Personen- noch durch Sachschäden entstanden 
sind, mitversichert. 
8.2	 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-

sprüche wegen Vermögensschäden 
8.2.1	 durch vom Versicherungsnehmer (oder in 

seinem Auftrag oder für seine Rechnung von 
Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen, er-
brachte Arbeiten oder sonstige Leistungen; 

8.2.2	 aus planender, beratender, bau- oder montagelei-
tender, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

8.2.3	 aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen 
an wirtschaftlich verbundene Unter-nehmen; 

8.2.4 	 aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 
8.2.5 	 aus Auskunftserteilung, Übersetzung; 
8.2.6 	 aus Reiseveranstaltungen; 
8.2.7 	 aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-

stücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftli-
chen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller 
Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue oder 
Unterschlagung; 

8.2.8	 aus 
		  (1) Rationalisierung und Automatisierung, 	

(2) Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, 
		  -wiederherstellung, 
		  (3) Austausch, Übermittlung, Bereitstellung 
		  elektronischer Daten. 
8.2.9	 aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten 

und Namensrechten, gewerblichen Schutzrech-
ten und Urheberrechten sowie des Kartell- oder 
Wettbewerbsrechts; 

8.2.10	aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, 
Vor- und Kostenanschlägen; 

8.2.11	aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als 
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von 
Vorstand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Bei-
rat oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder 
Aufsichtsgremien/Organe im Zusammenhang 
stehen; 

8.2.12	aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen 
oder behördlichen Vorschriften, von Anweisun-
gen oder Bedingungen des Auftraggebers oder 

aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung; 
8.2.13	aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch 

z. B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen. 
8.3	 Versichert ist – abweichend von Ziff. 8.2 BB Amt CIF4ALL 

2021und Ziff. 7.16 AHB CIF4ALL 2021 – die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Vermögensschäden aus der Ver-
letzung von Datenschutzgesetzen durch Verwendung 
personenbezogener Daten. 

	 Versichert sind – abweichend von Ziff. 7.4 und 7.5 AHB 
CIF4ALL 2021 – gesetzliche Haftpflichtansprüche we-
gen Vermögensschäden von Versicherten (Versiche-
rungsnehmer oder mitversicherte Personen) unterei-
nander.

8.4	 Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall 
50.000 EUR.

9.	 Vertragliche Besonderheiten bei Angehörigen von 
Bundeswehr-, Bundesgrenzschutz-, Polizei- und Zoll 

9.1	 Soweit ausdrücklich vereinbart und im Versi-
cherungsschein oder dessen Nachträgen aus-
drücklich ausgewiesen, gilt:

	 Mitversichert ist in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB CIF4ALL 
2021 und abweichend von Ziff. 7.6 	
AHB CIF4ALL 2021 die gesetzliche Haftpflicht gegen-
über dem Dienstherrn aus dem Abhandenkommen 
von fiskalischem Eigentum einschließlich Verwarnungs-
blocks gemäß dem Ordnungswidrigkeitengesetz.

	 Abweichend von der im Versicherungsschein oder 
dessen Nachträgen angegebenen Versicherungs-
summe für Personen-, Sach- und Vermögensschäden 
und abweichend von Ziff. 8 BB Amt CIF4ALL 2021 ist 
die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall auf max. 
15.000 EUR begrenzt. 

	 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Haft-
pflichtansprüche wegen Abhandenkommen von Geld, 
Wertpapieren und Wertsachen.

9.2	 Soweit ausdrücklich vereinbart und im Versi-
cherungsschein oder dessen Nachträgen aus-
gewiesen, ist abweichend zu Ziff. 5.4 und 5.10 BB 
Amt CIF4ALL 2021 die gesetzliche Haftpflicht des Ver-
sicherungsnehmers aus dem dienstlichen Gebrauch 
von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug-Anhängern 
des Dienstherrn ausschließlich wegen Ansprüchen auf 
Schadensersatz des Dienstherrn wegen Schäden am 
Dienstfahrzeug bis zu einer Versicherungssumme von 
max. 100.000 EUR je Versicherungsfall mitversichert.

	 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben 
9.2.1	 Schäden an kettenbetriebenen Fahrzeugen;
9.2.2	 Schäden, die verursacht werden, wenn für das 

Führen des Fahrzeugs nicht die erforderliche 
Fahrerlaubnis vorlag;

9.2.3 	 Schäden, die bei unberechtigtem Gebrauch des 
Dienstfahrzeuges entstanden sind;
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9.2.4	 Schäden, die unter Einfluss von Alkohol oder 
anderen berauschenden Mitteln herbeigeführt 
wurden; 

		  Kein Versicherungsschutz besteht, soweit der 
Dienstherr wegen dieser Ansprüche eine ander-
weitige Ersatzmöglichkeit hat.

10.	Anpassung der Prämie
Abweichend von Ziff. 15 AHB CIF4ALL 2021 gelten für die 
Prämienanpassung folgende Bestimmungen:
10.1	Grundsatz
	 Die Prämien werden unter Berücksichtigung von 

Schadenaufwand, Kosten (insbesondere Schadenre-
gulierungskosten, Rückversicherungsprämien, Ver-
waltungskosten, Feuerschutzsteuer, Provisionen) und 
Gewinnansatz kalkuliert.

10.2	Prämienanpassungsklausel 
10.2.1	 Der Versicherer ist berechtigt, die Kalkulation für 

bestehende Verträge jährlich zu überprüfen. Da-
bei ist außer der bisherigen Schadenentwicklung 
einer ausreichend großen Zahl von Risiken, die 
die gleichen Tarifmerkmale aufweisen, auch die 
voraussichtliche künftige Schaden- und Kosten-
entwicklung des Versicherers zu berücksichtigen. 
Dabei sind die anerkannten Grundsätze der Ver-
sicherungsmathematik anzuwenden. Die sich 
aufgrund der Neukalkulation ergebenden Prä-
mienanpassungen gelten ab Beginn des nächsten 

Versicherungsjahres für bestehende Verträge.
10.2.2	 Die Prämien dürfen nach der Anpassung nicht 

höher sein als die Prämien für neu abzuschlie-
ßende Verträge, sofern diese Tarife die gleichen 
Tarifmerkmale sowie den gleichen Deckungs-
umfang aufweisen.

10.2.3	 Die Prämienanpassungen, die sich aus der Neu-
kalkulation ergeben, werden dem Versiche-
rungsnehmer spätestens einen Monat vor In-
krafttreten mitgeteilt.

10.2.4	 Der Versicherungsnehmer hat im Falle einer 
sich hieraus ergebenen Prämienerhöhung das 
Recht, den Versicherungsvertrag mit sofortiger 
Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Erhöhung zu kündigen. 
Die Kündigung muss innerhalb eines Monats 
nach Eingang der Mitteilung über die Prämien-
erhöhung erfolgen.

11.	Sonderkündigungsrecht der Dienst- und Amts-
haftpflichtversicherung 
Sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versicherer 
können die Dienst- und Amtshaftpflichtversicherung jeder-
zeit in Textform kündigen. Die Kündigung wird einen Monat 
nach Zugang wirksam.
Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer 
den gesamten Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Erklärung zum selben Zeitpunkt kündigen.
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  Wichtige Hinweise zur Vorvertraglichen Anzeigepflicht 

Information zu § 19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) über 
die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht bei den 
Angaben im Versicherungsantrag
Stand: 01.06.2021 

Gemäß § 19 VVG sind Sie bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklä-
rung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen 
Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wie 
zum Beispiel Angaben zu Ihrer Gesundheit oder zu Vor-
schäden, wahrheitsgemäß und vollständig mitzuteilen. 
Ebenso sind Sie nach Abgabe Ihrer Vertragserklärung, aber 
vor Annahme des Vertrages, verpflichtet, Fragen zu den ge-
fahrerheblichen Umständen wahrheitsgemäß zu beantwor-
ten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie 
nur geringe Bedeutung beimessen. 

Sie gefährden ganz oder teilweise Ihren Versiche-
rungsschutz, wenn Sie unrichtige oder unvollständige 
Angaben machen. In solchen Fällen ist der Versiche-
rer zum Rücktritt und Wegfall des Versicherungs-
schutzes, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung 
berechtigt. 

Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir 
vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachwei-
sen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
Bei grobfahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben 
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Er-
klären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfal-
les, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie 
nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene 
Umstand weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der Leistungspflicht ursächlich war. Unsere Leistungs-
pflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig 
verletzt haben. 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags/der Prä-
mie zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktritts-
erklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

Kündigung 

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vor-
vertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder 

schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten. 

Vertragsänderung 

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlan-
gen Vertragsbestandteil. 
Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden 
die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestand-
teil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, wer-
den die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Ver-
sicherungsperiode Vertragsbestandteil. Erhöht sich durch 
die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder 
schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht ange-
zeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Ver-
tragsänderung fristlos kündigen. 
Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hin-
weisen. 

Ausübung unserer Rechte 

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. 
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Ver-
letzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemach-
te Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung 
unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die 
wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir 
nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese 
die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten.  
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Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die Allianz Versiche-
rungs-AG und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte. Ist der Versicherungsnehmer nicht der Beitrags-
zahler, richten sich die folgenden Informationen auch an den Beitragszahler und die versicherten Personen.    

1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
ConceptIF PRO & BIZ Underwriting  GmbH
Barmbeker Str. 6a
22303 Hamburg
Tel: +49 (0)40 - 69 63 55 - 0
Fax: +49 (0)40 - 69 63 55 - 109
E-Mail: pro@conceptif.de

als Assekuradeur

für die
Allianz Versicherungs-AG
10900 Berlin
Telefon: 0800 - 41 00 115
E-Mail: sachversicherung@allianz.de

als Risikoträger (Versicherer). 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post 
unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauf-
tragter – oder per E-Mail unter: info@dsb-hechelmann.de

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenver-
arbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Be-
achtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO),
des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutz-
rechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VVG), sowie aller weiteren maßgeblichen
Gesetze.

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen 
wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Ab-
schluss des Vertrages und zur Einschätzung des von uns zu 
übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag 
zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung 
des Vertragsverhältnisses, z.B. zur Policierung oder Rech-
nungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, 
um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten 
und wie hoch der Schaden ist.

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungs-
vertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezoge-
nen Daten nicht möglich.

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen 

Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statisti-
ken, z.B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben.

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezo-
gener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist 
Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien 
personenbezogener Daten (z.B. Ihre Gesundheitsdaten bei 
Abschluss eines Unfallversicherungsvertrages) erforderlich 
sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i.V.m. 
Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Daten-
kategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) 
DSGVO i.V.m. § 27 BDSG.

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen 
von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). 
Dies kann insbesondere erforderlich sein:

– zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs 
einschließlich Tests

– zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte 
und für andere Produkte von Kooperationspartnern so-
wie für Markt- und Meinungsumfragen,

– zur Risikosteuerung innerhalb des Unternehmens,
– zur Kundenzufriedenheitsbefragung
– zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Pro-

zessen, Dienstleistungen und Produkten.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrecht-
licher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungs-
pflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in 
diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i.V.m. 
Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben 
nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie 
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor 
informieren.

3. Nutzung Ihrer E-Mail-Adresse
Wenn Sie uns Ihre E-Mail-Adresse zur Kenntnis bringen,
speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere Kom-
munikation zu dem betreffenden Vorgang, sofern Sie dieser
Nutzung nicht widersprechen.
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4. Kategorien von Empfängern der personenbezoge-
nen Daten
Rückversicherung:
Von uns für den Versicherer übernommene Risiken versi-
chern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen (Rück-
versicherer) über einen Rückversicherungsmakler. Dafür 
kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schaden-
daten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit die-
ser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versiche-
rungsfall machen kann. Der jeweilige Rückversicherer erhält 
keine personenbezogenen Daten.

Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von 
einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermitt-
ler die zum Abschluss und zur Durchführung des Vertrages 
benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch 
übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie be-
treuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu 
Ihrer Betreuung und Beratung in ihren Versicherungs- und 
Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen.

Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und 
gesetzlichen Pflichten zum Teil unterschiedlicher Dienst-
leister.

Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer 
und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Ge-
schäftsbeziehungen bestehen, können Sie der Übersicht im 
Anhang sowie in der jeweils aktuellen Version auf unserer 
Internetseite unter www.conceptif.de unter der Rubrik Da-
tenschutz entnehmen.

5. Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für 
die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. 
Dabei kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten 
für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen 
unser Unternehmen geltend gemacht werden können (ge-
setzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jah-
ren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, 
soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind.
Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten er-
geben sich, unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, 
der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Spei-
cherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre.

6. Betroffenenrechte
Sie können unter der o.g. Adresse Auskunft über die zu Ih-
rer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus 
können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichti-
gung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen.
Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Ver-

arbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der 
von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung 
zu widersprechen.

Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter 
Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widerspre-
chen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe 
ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen.

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an 
den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder Daten-
schutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige 
Datenschutzaufsichtsbehörde ist:

Der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit: Thomas Fuchs, Ludwig-Erhard-Str. 22, 7. OG,
20459 Hamburg

7. Hinweis-Informationssystem der Versicherungs-
wirtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informa-
tionssystem (HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung 
der Risikobeurteilung im Antragsfall, zu Sachverhaltsaufklä-
rung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung 
von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch be-
stimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforder-
lich. Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte den 
beigefügten Informationen zum HIS.

8. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages 
(z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes) bzw. 
Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen 
und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erfor-
derlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen 
Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren 
Versicherer erfolgen.

9. Bonitätsauskünfte
Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen not-
wendig ist, fragen wir z.B. bei der Schufa oder Creditreform 
Informationen zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zahlungs-
verhaltens ab. Weitere Hinweise können Sie der Dienstleis-
terliste im Anhang sowie in der jeweils aktuellen Version auf 
unserer Internetseite entnehmen.
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10. Datenübermittlung in ein Drittland
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außer-
halb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, 
erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Drittland durch die 
EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau be-
stätigt wurde oder andere angemessene Datenschutzgaran-
tien (z.B. verbindliche unternehmensinterne Datenschutz-
vorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) vorhanden 
sind. Detaillierte Information dazu sowie über das Daten-
schutzniveau bei unseren Dienstleistern in Drittländern fin-
den Sie ggf. auf unserer Dienstleisterliste. 

11. Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei 
Antragstellung befragen, entscheiden wir vollautomatisiert 
etwa über das Zustandekommen oder die Kündigung des 
Vertrages, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe 
der von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprämie.

Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall, der zu 
Ihrem Vertrag gespeicherten Daten [sowie ggf. von Dritten 
hierzu erhaltenen Informationen] entscheiden wir vollauto-
matisiert über unsere Leistungspflicht. Die vollautomatisier-
ten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher 
festgelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen:

Wir können automatisierte Entscheidungsprozesse in der 
Kompositversicherung einsetzen. Je nach Vertragsdauer 
und Schadenhäufigkeit erfolgt eine automatisierte Vertrags-
kündigung, die mit einem Angebot zur Vertragsfortführung 
mit Vereinbarung eines Selbstbehaltes oder eines Risikoaus-
schlusses (bspw. für Leitungswasserschäden) verbunden 
sein kann. In diesen Fällen haben Sie das Recht, die Ent-
scheidung anzufechten, Ihren eigenen Standpunkt geltend 
zu machen und eine Überprüfung der Entscheidung durch 
unsere Mitarbeiter zu verlangen.

Aktualisierung der Datenschutzhinweise:
Die Datenschutzhinweise werden bei Bedarf aktualisiert und 
können Sie unserer Internetseite: www.conceptif.de unter 
der Rubrik Datenschutz entnehmen.
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Auflistung der eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister

Dienstleister Gegenstand der Beauftragung

Allianz Deutschland AG Versicherungsbetrieb mit Risikoprüfung, Vertragsverwaltung und 
Leistungsbearbeitung

Allianz Technology SE Shared-Services-Dienstleistungen für Gesellschaften der Allianz Gruppe

AZT Automotive GmbH Allianz Zentrum für Technik, Schadendatenanalyse in der Kfz-Versicherung

Allianz Rechtsschutz-Service GmbH Selbständige Schadenbearbeitung in der Rechtsschutzversicherung 

Allianz Handwerker Services GmbH Beauftragung, Koordination und Abrechnung von Dienstleistern und 
Handwerkern

AWP Service Deutschland GmbH Assistancedienstleistungen 

ConceptIF PRO & BIZ Underwriting GmbH Vertragsbearbeitung/-verwaltung, Abrechnung

ConceptIF Schadenmanagement UG Leistungsbearbeitung

Cevo Systemhaus GmbH Datenverarbeitung, IT-Wartung

fbs financial service GmbH vertriebs- und kundennahe Servicedienstleistungen, Telefonservice

fbs financial broker service GmbH vertriebs- und kundennahe Servicedienstleistungen, Telefonservice

rehacare GmbH, Gesellschaft der medizini-
schen und beruflichen Rehabilitation Reha-Dienstleistungen

VLS Versicherungslogistik GmbH Posteingangsbearbeitung

KVM ServicePlus - Kunden- und Vertriebsma-
nagement GmbH vertriebs- und kundennahe Serviceleistungen, Telefonservice

Audatex Autoonline GmbH Unterstützung bei der Kfz-Schadenfeststellung und -abwicklung

ControlExpert GmbH Schadenmanagement für motorisierte Fahrzeuge

Crawford & Company (Deutschland) GmbH 
Medical Consulting, Unterstützung bei der Erstellung medizinischer 
Gutachten in der Krankenversicherung und Unterstützung bei der An-
trags- und Leistungsprüfung in der Lebensversicherung

DEKRA Claims Services GmbH Schadenbearbeitung

DEKRA Automobil GmbH Schadenfeststellung

Eucon GmbH KFZ- und Sachschadenmanagement 

GDV Dienstleistungs GmbH & Co. KG Zentralruf der Autoversicherer

IBM Deutschland GmbH IT-Wartung

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten in Überein-
stimmung mit den Verhaltensregeln für den Umgang mit per-
sonenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungs-
wirtschaft und der von Ihnen gegebenenfalls im Rahmen 
Ihres Versicherungsantrags oder der Leistungsbearbeitung 
abgegebenen Einwilligung in die Erhebung und Verwendung 
von Gesundheitsdaten und Schweigepflichtentbindungser-

klärung. Dies beinhaltet auch die Weitergabe von Daten an 
Dienstleister, soweit dies für Erbringung der Dienstleistung 
erforderlich ist. Diese Liste nennt solche Dienstleister sowie 
Kategorien von Dienstleistern. Auch die Aufgaben, die den 
einzelnen Stellen übertragen wurden, können Sie der fol-
genden Auflistung entnehmen. 
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Gutachter medizinische und pflegerische Begutachtung in der Unfallversicherung 
sowie Gutachtenerstellung

1MBConsult GmbH
Unterstützung bei der Erstellung medizinischer Gutachten in der  
Unfallversicherung 

Entsorgungsunternehmen datenschutzgerechte Vernichtung von Papierunterlagen

Intelligent Mechatronic Systems lnc. Canada; Telematikdatenerfassung und -verwaltung für Telematiktarife 
in der Kfz-Versicherung

KrollOntrack GmbH Datenrettung

Mondial Kundenservice GmbH (MKS) Schadenbearbeitung in der KFZ- und Sachversicherung

Sachcontrol GmbH Schadenfeststellung 

Schaden-Schnell-Hilfe GmbH Schadenfeststellung in der KFZ-Versicherung

Informa HIS GmbH Unterstützung bei der Bearbeitung von Versicherungsanträgen und 
-schäden

Rechtsanwälte Beschaffung von Ermittlungsakten

Rechtsanwälte Wagner, Pauls, Kalb Einzug notleidender Forderungen, Regress, Mahnverfahren

Seghorn Inkasso GmbH Einzug notleidender Forderungen, Regress, Mahnverfahren

Sirius Inkasso GmbH Einzug notleidender Forderungen, Regress, Mahnverfahren

Toptranslation GmbH Übersetzung

Regulierungsstellen Ausland Schadenbearbeitung, Regulierung von Auslandsschäden

Sachverständige Schadenfeststellung in der Haftpflicht-, KFZ- und Sachversicherung

Spezialisten für Autoglas Reparatur von Autoglasschäden

Kategorien von Dienstleistern, die für o. g. Gesellschaften tätig werden und bei denen die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten kein Hauptgegenstand des Auftrages ist bzw. die nur gelegentlich tätig werden

Dienstleisterkategorie Gegenstand der Beauftragung

Adressdienstleister Aktualisierung von Adressdaten

Archivierungs-/Entsorgungsunternehmen Aktenarchivierung und Entsorgung von Akten/Datenträgern

Assistancedienstleister Assistanceleistungen

Call-Center Telefondienstleistungen

Druckereien Druckdienstleistungen (Druck/Postversand)

Elektronisches Versandmanagement Versanddienstleistungen (E-Mail-Versand)

Medizinische Gutachter und Sachverständige 
(Ärzte, Psychologen, Psychiater etc.)

Analyse, Begutachtung und Beratung zu Rehabilitations- und sonstigen 
medizinischen Maßnahmen

Sonstige Gutachter, Sachverständige,  
Prüfdienstleister Erstellung von Gutachten/Expertisen sowie Beratung in speziellen Fällen

Inkassounternehmen Forderungseinzug

IT- und Telekommunikationsdienstleister IT-Dienstleistungen (z. B. IT, Telefonie, Netzwerk, Wartung)

Logistikdienstleister Posteingangsbearbeitung/Dokumenten-Management
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Marketingagenturen Marketingaktionen

Marktforschungsunternehmen Marktforschung

Recherchedienstleister (z. B. Detekteien) Auskunfts- und Recherchedienstleistungen

Rechtsanwaltskanzleien Anwaltliche Dienstleistungen

Rehabilitationsdienste und Dienstleister für  
Hilfs- und Pflege- sowie medizinische Leistungen Assistanceleistungen (z. B. Beratung zu Rehabilitationsmaßnahmen)

Rückversicherer Einbindung in die Risiko- und Leistungsprüfung in speziellen Fällen

Schadendienstleister/Sanierer/Werkstätten Unterstützung in der Schadenbearbeitung

Übersetzer und Dolmetscher Übersetzungen und ähnliche Unterstützungsleistungen

Wirtschaftsprüfer Prüfdienstleistungen

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprü-
fen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von Daten mit dem von Ihnen 
im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen. 

Hinweis-Informationssystem der Versicherungswirtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung 
der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von 
Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Nähere 
Informationen dazu entnehmen Sie bitte den nachfolgenden Hinweisen zum HIS.
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  Informationen zum Hinweis- und Informationssystem (HIS) 

Stand: 01.06.2021

Information über den Datenaustausch mit der  
informa HIS GmbH auf Grundlage Art. 13 und 14 DSGVO

Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bzw. 
der Versicherer/Risikoträger bei Abschluss eines Versiche-
rungsvertrages oder im Rahmen der Schadenbearbeitung 
Daten zum Versicherungsobjekt (Fahrzeugidentifikations-
daten oder Adresse des Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer 
Person (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere 
Anschriften) an die informa HIS GmbH übermitteln (HIS-An-
frage) können. Die informa HIS GmbH überprüft anhand 
dieser Daten, ob zu Ihrer Person und/oder zu Ihrem Ver-
sicherungsobjekt im „Hinweis- und Informationssystem der 
Versicherungswirtschaft“ (HIS) Informationen gespeichert 
sind, die auf ein erhöhtes Risiko oder Unregelmäßigkeiten 
in einem Versicherungsfall hindeuten können. Solche In-
formationen können nur aufgrund einer früheren Meldung 
eines Versicherungsunternehmens an das HIS vorliegen 
(HIS-Einmeldung), über die Sie ggf. von dem einmeldenden 
Versicherungsunternehmen gesondert informiert worden 
sind. Daten, die aufgrund einer HIS-Einmeldung im HIS ge-
speichert sind, werden von der informa HIS GmbH an uns, 
das anfragende Versicherungsunternehmen, übermittelt. 
Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf folgenden 
Internetseiten: www.informa-his.de

Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH

Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich 
Verantwortliche das Hinweis- und Informationssystem HIS 
der Versicherungswirtschaft. Sie verarbeitet darin perso-
nenbeziehbare Daten, um die Versicherungswirtschaft bei 
der Bearbeitung von Versicherungsanträgen und -schäden 
zu unterstützen. Es handelt sich bei diesen Daten um An-
gaben zu erhöhten Risiken oder um Auffälligkeiten, die auf 
Unregelmäßigkeiten (z. B. Mehrfachabrechnung eines Versi-
cherungsschadens bei verschiedenen Versicherungsunter-
nehmen) hindeuten können.

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung

Die informa HIS GmbH verarbeitet personenbezogene Da-
ten auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1f DSGVO. Dies ist zuläs-
sig, soweit die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten 
Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten erfor-
derlich ist, sofern nicht die Interessen und Grundfreiheiten 
der betroffenen Person, d ie den Schutz personenbezoge-
ner Daten erfordern, überwiegen.
Die informa HIS GmbH selbst trifft k eine Entscheidungen 

über den Abschluss eines Versicherungsvertrages oder 
über die Regulierung von Schäden. Sie stellt den Versiche-
rungsunternehmen lediglich die Informationen für die dies-
bezügliche Entscheidungsfindung zur Verfügung.

Herkunft der Daten der informa HIS GmbH
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versiche-
rungsunternehmen, die diese in das HIS einmelden.

Kategorien der personenbezogenen Daten
Basierend auf der HIS-Anfrage werden von der informa HIS 
GmbH – abhängig von der Versicherungsart bzw. -sparte – 
die Daten der Anfrage mit den dazu genutzten personenbe-
zogenen Daten (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, 
frühere Anschriften) bzw. Informationen zum Versiche-
rungsobjekt (z. B. Fahrzeug- bzw. Gebäudeinformationen) 
sowie das anfragende Versicherungsunternehmen gespei-
chert. Bei einer HIS-Einmeldung, über die Sie gegebenenfalls 
von dem Versicherungsunternehmen gesondert informiert 
werden, speichert die informa HIS GmbH erhöhte Risiken 
oder Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten hindeuten 
können, sofern solche Informationen an das HIS gemeldet 
wurden. Zu Fahrzeugen sind ggf. z. B. Totalschäden, fiktive 
Abrechnungen oder Auffälligkeiten bei einer früheren Scha-
denmeldung gespeichert. Gebäudebezogene Daten sind 
Anzahl und Zeitraum geltend gemachter Gebäudeschäden.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 
Daten
Empfänger sind ausschließlich Versicherungsunternehmen 
mit Sitz in Deutschland sowie im Einzelfall im Rahmen von 
Ermittlungsverfahren staatliche Ermittlungsbehörden. 

Dauer der Datenspeicherung

Die informa HIS GmbH speichert Informationen über Perso-
nen gem. Art. 17 Abs. 1 lit. a) DSGVO nur für eine bestimmte 
Zeit. Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach 
zwei Jahren gelöscht. Für die Speicherfristen bei HIS-Ein-
meldungen gilt:
Personenbezogene Daten (Name, Adresse und Geburtsda-
tum) sowie Fahrzeug- und Gebäudedaten werden am Ende 
des vierten Kalenderjahres nach erstmaliger Speicherung 
gelöscht. Sofern in dem genannten Zeitraum eine erneute 
Einmeldung zu einer Person erfolgt, führt dies zur Verlänge-
rung der Speicherung der personenbezogenen Daten um 
weitere vier Jahre. Die maximale Speicherdauer beträgt in 
diesen Fällen 10 Jahre. 
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Betroffenenrechte
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf Be-
richtigung, auf Löschung sowie auf Einschränkung der Ver-
arbeitung. Diese Rechte nach Art. 15 bis 18 DSGVO können 
gegenüber der informa HIS GmbH unter der unten genann-
ten Adresse geltend gemacht werden. Darüber hinaus be-
steht die Möglichkeit, sich an die für die informa HIS GmbH 
zuständige Aufsichtsbehörde – Der Hessische Datenschutz-
beauftragte, Gustav- Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden 
– zu wenden. Hinsichtlich der Meldung von Daten an das 
HIS ist die für das Versicherungsunternehmen zuständige 
Datenschutzaufsichtsbehörde zuständig. 

Nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO kann der Datenverar-
beitung aus Gründen, die sich aus der besonderen 
Situation der betroffenen Person ergeben, unter 
der unten genannten Adresse widersprochen 
werden. 

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die informa HIS 
GmbH zu Ihrer Person, zu Ihrem Fahrzeug oder zu Ihrem 
Gebäude gespeichert hat und an wen welche Daten über-
mittelt worden sind, teilt Ihnen die informa HIS GmbH dies 
gerne mit. Sie können dort unentgeltlich eine sog. Selbst-
auskunft anfordern. Wir bitten Sie, zu berücksichtigen, dass 
die informa HIS GmbH aus datenschutzrechtlichen Grün-
den keinerlei telefonische Auskünfte erteilen darf, da eine 
eindeutige Identifizierung Ihrer Person am Telefon nicht 
möglich ist. Um einen Missbrauch durch Dritte zu vermei-

den, benötigt die informa HIS GmbH folgende Angaben von 
Ihnen: 
–	 Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum 
–	 Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und 

Ort) sowie ggf. Voranschriften der letzten fünf Jahre 
–	 Ggf. FIN des Fahrzeugs. Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die 

Beifügung einer Kopie der Zulassungsbescheinigung 1. 
oder II. zum Nachweis der Haltereigenschaft erforderlich. 

–	 Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des letzten 
Versicherungsscheins oder eines sonstigen Dokuments 
erforderlich, das das Eigentum belegt (z. B. Kopie des 
Grundbuchauszugs oder Kaufvertrags). 

Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises 
(Vorder- und Rückseite) beifügen, erleichtern Sie der informa 
HIS GmbH die Identifizierung Ihrer Person und vermeiden 
damit mögliche Rückfragen. Sie können die Selbstauskunft 
auch via Internet unter: www.infoma-HIS.de/selbstauskunft/ 
bei der informa HIS GmbH beantragen. 

Kontaktdaten des Unternehmens und des Daten-
schutzbeauftragten
informa HIS GmbH
Kreuzberger Ring 68
65205 Wiesbaden 
Telefon: 0611/8808700 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der informa HIS 
GmbH ist zudem unter der o. a. Anschrift, zu Hd. Abteilung 
Datenschutz, oder per E-Mail unter folgender Adresse er-
reichbar: his-datenschutz@informa.de




